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Editorial 


Zum Anfang mal ein paar grundsätzliche Bemerkungen: Den LeserInnen 
des Telegraph wird es des öfteren aufgefallen sein, daß zu bestimmten Themen 
in verschiedenen Heften Standpunkte auftauchen, die teilweise gegensätzlich 
sind. 

Im Gegensatz zu vielen anderen Zeitungen haben wir nicht den 
Anspruch, um jeden Preis Übereinstimmung zu erzielen, geschweige denn, daß 
ein Chefredakteur bzw. eine Chefredakteurin die Artikel absegnet oder zensiert. 

oO Wir kommen zwar alle aus der DDR-Oppositionsbewegung. Trotzdem hatten 
und haben wir teilweise unterschiedliche Postionen. Einen Konsens gibt es 
natürlich in wesentlichen Grundpositionen wie z.B. Abneigung gegen jede 
Form von Ausbeutung, ganz zu schweigen vom Faschismus. Und, wir wollen 
das mal zugeben: wir bezweifeln alle eine wenig den demokratischen Charakter 
des parlamentarischen Systems, weshalb uns die Parteien von der RAF über die 
CDU bis zur PDS gleich verdächtig sind. 

Für uns gilt, daß jeder Artikel ausführlich diskutiert wird und daß 
jeder Artikel kommt, wenn er nicht aus Platzmangel oder weil er einfach nicht 
aktuall oder langweilig ist herausfliegt. Gedruckt wurde beispielsweise der 
Artikel über die Berliner Häuserbewegung im Heft Nr.17/90 trotz heftiger Kon- 
troversen über einige Aussagen. 

Wir wollen in Zukunft versuchen, in diesem Fällen, die unterschiedli- 
chen Meinungen innerhalb der Redaktion den LeserInnen Durch die Abteilung 
“Redaktionsinterna” am Ende jedes Heftes zu vermitteln. 

Wir moechten natuerlich gern mehr Termine bringen und auch von 
solchen Orten, die ausserhalb Berlins liegen . Aber das setzt vorraus, dass Ihr 
uns solche Termine zuschickt und zwar bis zum 15. des Monats. Manuskripte 
bitte schon bis zum 10. des Monats. Beim Faxen bitte dazuschreiben, dass es an 

a den >telegraph< geht. 

an Zum Inhalt dieses Heftes: 

Wir hatten im Editorial der letzten Nummer gesagt, daß wir uns zum Golf- 
Konflikt in den Punkten äußern werden, die von den erreichbaren Zeitschriften 
und Zeitungen nicht geklärt wurden.. Angesichts einer in der Kriegsfrage fast 
gleichgeschälteten Presse gibt es jetzt eine ganze Menge zu sagen. Wir hoffen 
nur, daß Ihr nicht von der Fülle des Materials erdrückt werdet. 


Die Redaktion 


Erfurt wurde Stadt des Friedens 


In den Tageszeitungen wurde es nur in kurzen Meldungen abgehandelt: 
Neben Städten wie Halle, Angermünde und Saalfeld ist auch Erfurt seit dem 
18. Januar vom Magistrat zur Stadt des Friedens erklärt worden. 

In der Erklärung heißt es: | 

“Der Magistrat fordert: Keine militärische, wirtschaftliche, finanzielle und 
politische Beteiligung Erfurts am Golfkrieg. Der Magistrat tritt gegen eine 
Änderung des Grundgesetzes und für die Einhaltung des Einigungsvertrages 
ein, um eine personelle Beteiligung Erfurts am Golfkrieg zu verhindern. Der 
Magistrat spricht sich für die sofortige Beendigung des Krieges aus und vertritt 


diese Haltung mit allem Nachdruck gegenüber der Bundesregierung. Das Rat- 


haus wird zum Zeichen der Friedenswilligkeit ihrer Bürger und Bürgerinnen 
weiß geflaggt. Der Magistrat fordert den friedlichen Rückzug aus dem Irak.” 

Zu verdanken ist das den Protestdemonstrationen und Mahnwachen 
Erfurter BürgerInnen. Bereits Ende November letzten Jahres organisierte das 
Autonome Jugendzentrum Erfurts eine einwöchige Mahnwache vor dem Rat- 
haus. Seit dem 9. Januar findet diese Mahnwache täglich auf dem Anger statt. 
Seit dem 16. Januar wird sie und andere Aktionen von dem “Aktionskreis 
gegen den Golfkrieg” getragen, der sich als partei- und bekenntnisübergreifen- 
de Bewegung versteht. Neben den Aktionen gegen den Krieg am Golf hat sich 
der Aktionskreis aber auch gegen eine Intervention Moskaus im Baltikum und 
für Verhandlungen mit den baltischen Regierungen erklärt. 

Das heißt natürlich nicht, daß der Aktionskreis überall Beifall findet. 
Die “Erfurter Tagespost”, ein übles Hetzblatt, das im Westen unseres Vaterlan- 
des redigiert wird, meinte beispielsweise, daß sich “die Linken, von der PDS 
bis zur RAF”, auf die Seite des irakischen Diktators stellten. Scheinbar auf der 
anderen Seite stand jener “Bund gegen Anpassung”, der auf Flugblätter Sad- 
dam Hussein als “letzten aufrechten Kämpfer gegen den amerikanischen Impe- 
rialismus, als Mann mit Rückrat” bezeichnete. Mit dem sogenannten “Schiller- 
institut”, das wiederum für die Intervention agitiert, scheint der “Bund gegen 
Anpassung” immerhin eines gemeinsam zu haben: viel Geld. 

Leider läßt sich auch der Erfurter “Aktionskreis gegen den Krieg” auf 
die Phrase vom “Antiamerikanismus” ein und verteidigt sich vehement gegen 
diesen Vorwurf. Es sollte doch vielleicht ein wenig mehr bedacht werden, daß 
der Kontinent Amerika durchaus nicht nur aus den USA besteht und daß eine 
Verurteilung der US-Politik eben nicht bedeutet, daß man die Einwohner der 
USA zu Feinden erklärt. r.l. 


“Ich habe ständig gerochen, daß 
Häuser brennen” 


Interview mit Siggi Schefke zu seinen Eindrücken während 
einer Reise durch die USA 


telegraph: Siggi, Du warst vor der Wende der Fotograph der DDR-Opposi- 
tionsszene und hast, weil wir damals mit unserer Drucktechnik kaum Bilder 
drucken konnten, hauptsächlich in westlichen Zeitungen veröffentlicht. Du hast 


# unter ziemlicher Gefahr verschiedene Filme über die Umweltsituation in der 


DDR, wie Städteporträts über Leipzig, Greifswald und Potsdam und über das 
Schichtpreßstoffwerk Bernau gemacht. Während wir nach der Wende hier im 
Lande vor uns hin kriselten, warst Du mehrere Monate in den USA und Kana- 
da. | 

Siggi: Am 30. September bin ich ab geflogen und kam am Tag der Wieder- 
vereinigung, am 3. Oktober in Montreal an. 14 Tage war ich in Montreal, dann 
bin ich über Toronto nach Detroit gefahren. Dort in der Nähe ist die Universität 
von Michigan, die eine der größten und besten staatlichen Universitäten ist. Am 
Wochenende wurde ein Germanistenseminar durchgeführt, mit früheren Reise- 
kadern und Leuten wie mir. Dann habe ich eine Vortragsreise gemacht über Bal- 
timore, Harrisburg, Albeny, Atlanta, Orlando, New York, dann wieder nach 
Toronto und Vancouver, Victoria. Zwischendurch war ich noch einmal für zwei 
Tage in Frankfurt für eine Sendung im deutschen Fernsehen über meine frühere 
Arbeit. Am 20. Januar bin ich dann endgültig wieder zurückgekehrt. 

telegraph: Es ist ja eine Zeit gewesen, in der sich eine gewisse Gruppe von 
DDR-Bürgern, eben nicht nur Parteigänger des Regimes, sondern gerade Oppo- 
sitionelle zunehmend unwohler im Land fühlten. War Deine Reise auch eine 
Flucht? 

Siggi: Ja, ich habe mich seit der ersten Wahl im März 1990 von der politi- 
schen Arbeit zurückgezogen und für mich war die Reise natürlich eine Mög- 
lichkeit, Abstand von der Deutschland-Problematik zu gewinnen. Das war ganz 
gut, ist aber nur räumlich gelungen, denn ich habe über die DDR Vorträge 
gehalten und Fotoausstellungen gemacht. Da gelingt es einem nicht so sehr, 
gedanklich Abstand zu gewinnen, besonders wenn man telefonisch über die 
Stasi-Tätigkeit alter Freunde erfährt. 

telegraph: Hast Du Dich hauptsächlich in den großen Städten aufgehalten? 

Siggi: Die Unis und Colleges sind normalerweise nicht zentral in einer 
Stadt, sondern in der Nähe der Stadt, oft in landschaftlich sehr schönen Gegen- 


den, weil diejenigen, die studieren können, sehr viel Geld haben. Es wird in den 
USA sehr intensiv studiert, zweimal vier Monate und in diesen vier Monaten 
wird nichts anderes gemacht. Ich war natürlich auch in den Großstädten. Aber 
abgesehen von den bekannteren wie zum Beispiel New York, Montreal und 
Toronto sind in Nordamerika die meisten Städte ziemlich trist. Es gibt gewöhn- 
lich einen Kern von Bürohochhäusern, wo die Banken und ähnliches in Beton- 
oder Glashäusern untergebracht sind und dann kommen die Vorstädte. Das ist 
nicht allzu spannend, zumal wenn man kein Auto hat und auf andere Leute 
angewiesen ist. Das Bussystem funktioniert in den weißen Vorstädten eigent- 
lich gar nicht. 

telegraph: Jeder von uns hat wahrscheinlich ziemlich viel über die USA 
gelesen. Inwiefern unterscheidet sich die Realität vom Klischee? 

Siggi: Also, ich bin nicht sprachlos gewesen und mich haben z.B. die 
hohen Häuser in New York nicht erschlagen. Sehr bedrückend ist das, was 
DDR-Bürger aus dem Buch “Schwarzes Amerika” kennen. Und das stimmt 
schon so, wenn man sich in New York in Harlem oder der Bronx aufhält. Rich- 
tig ist auch dieses kaum glaubhafte Klischeebild, daß das schwarze Elendsvier- 
tel nahtlos zwischen zwei Häusern in das weiße Wohlstandsviertel übergeht. 
Leute, die in den besseren Vierteln New Yorks wohnen, müssen unheimlich 
viel arbeiten. Ich habe in einer 3 Zimmer- Wohnung in Manhattan gewohnt, für 


Alles hat sich gewendet - wir nicht! 
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die der Mieter 2500 Dollar bezahlte. Ihr könnt Euch sicher vorstellen, wie man 
arbeiten muß, um diese Miete zu verdienen. Eine andere Vergleichszahl, an der 
man sieht, daß New York im Moment auch am Ende ist: Im Jahr 1989 sind 
20.000 Menschen weggezogen und 12.000 Wohnungen stehen leer. Zum ersten 
mal sind mehr Leute weggegangen als hinzugekommen. In Manhattan kannst 
Du also theoretisch sehr viele Wohnungen mieten. Die Hausbesitzer versuchen 
ihre Häuser mit allem Komfort auf einen Stand zu bringen, daß nur finanzkräf- 
tige Mieter die Wohnungen mieten können. Wenn die Hälfte des Hauses leer 
steht, nehmen die Vermieter auch einmal ein kurzfristiges Zusatzgeschäft in 

® Kauf. Aber wenn sie mit der Miete heruntergehen und Leute in dem Haus woh- 
nen lassen, die nicht so viel Geld haben, sinkt das Niveau und schon ziehen die 
aus, die es sich leisten können. Weil eben das Ressentiment herrscht, wenn die 
Mieten heruntergehen, dann kommen die Schwarzen und die Kriminalität ins 
Haus. Das wollen die Vermieter nicht, also lassen sie lieber die Wohnungen leer 
stehen. Es gibt Häuser, die 13 Etagen haben und seit 15 Jahren leer stehen. 
Trotzdem werden immer noch neue Häuser gebaut. Im übrigen ist es wie bei 
uns: es gibt in den Geschäften keine einheimischen Produkte mehr, es werden 
keine Autos, keine Computer, keine Fernsehapparate aus den USA mehr ver- 
kauft. Es kommt alles aus Asien. Die Klamotten kommen zum großen Teil aus 
Honkong, Korea, Thailand,das Bier aus Germany und Holland und der Wein 
ebenfalls aus Europa. Die USA produzieren nichts mehr und können nichts 
mehr verkaufen. Das politische Augenmerk liegt auf Europa, wo etwas 
geschieht. Die USA ist wirtschaftlich am Ende, ebenso wie die Sowjetunion 
und das wissen die Menschen dort auch. 

telegraph: Es gab ja vor Monaten einen Bericht über die USA in einem 
Hamburger Nachrichtenmagazin, daß seit dem Vietnamkrieg keine Investitio- 
nen in die Infrastruktur und das Bildungswesen mehr gemacht wurden. Das 
macht sich natürlich erst nach Jahren wirklich bemerkbar, aber jetzt soll es so 

= weit sein: die Infrastruktur ist hin. Große Firmen wie IBM sind darauf angewie- 
sen, ihren Arbeitern in Grundkursen notwendiges Wissen, sogar Schreiben und 
Lesen beizubringen. Das kostet urd die kaputten Straßen kosten den Firmen 
soviel Geld, daß sie zunehmend weniger konkurrenzfähig auf dem Weltmarkt 
sind.Wie wirkt sich nun die schlechte wirtschaftliche Situation der USA auf die 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen aus? 

Siggi: Die typische Ghettofamilie ist die alleinerziehende schwarze Frau 
mit 8 Kindern. Ein Problem bei den Schwarzen ist, daß es dort keinen Famili- 
enzusammenhalt gibt. Die anderen Einwanderer und Minderheiten haben Fami- 
lienzusammenhalt, die achten darauf, daß niemand aus der Familie herausfällt. 
Bei den homeless-poeples(Obdachlosen d.Red.) gibt es 80% Schwarze und 
20% Weiße. Es ist eigentlich kein Asiat dabei, ganz selten ein Zentralamerika- 


ner. Ich habe in den Ghettos keinen Inder und keinen Pakistani gesehen, 
obwohl sicher etliche dort sein werden. Die anderen Gruppen schaffen das ein- 
fach besser. Sie halten zusammen. Sie versorgen die Familie mit Jobs. Unter 
den Taxifahrern in New York gibt es sehr viele Inder und Pakistaner. In China- 
town arbeiten nur Asiaten und Du siehst, daß da immer die ganze Familie mit- 
wuselt, um einen Laden aufrechtzuerhalten. Und wenn da nur der zehnjährige 
Sohn aufpaßt und guckt, daß keiner klaut. Das gehört bei den Schwarzen ein- 
fach nicht zum Selbstverständnis. Dort gibt es eben fast nur die Mütter, die auf 
die Kinder aufpassen. Die Männer denken, sie schaffen es irgendwie allein. Bei 
den homeless-poeples findest Du fast nur schwarze Männer, fast keine Frauen. 

Ich war 14 Tage bei Detroit, wo früher diese großen amerikanischen 
Schlitten produziert wurden. Im Moment wird aber kein Auto mehr hergestellt, 
nur noch Einzelteile. Fast alle Autos, von amerikanischen Firmen, werden in 
Kanada zusammengeschraubt. In Dretroit gab es 1968/1970 große Unruhen der 
Schwarzen, die Weißen haben sich zurückgezogen. Um das Bankenviertel ent- 
stand ein riesiges Ghetto. Es gibt einen Feiertag, an dem die Kinder von Haus 
zu Haus gehen. Es werden Kürbisse mit einer Kerze in das Fenster gestellt, in 
die eine Grimasse geschnitten ist. Das ist ein beliebter Anlaß, um sein Haus 
anzustecken und die Versicherungssumme zu kassieren. Allein in Detroit haben 
sich 40.000 Leute gemeldet, die Patroullie laufen, damit nichts angesteckt wird. 
Trotzdem sind über 2.000 Häuser abgebrannt. Ich habe zwar, während ich 
durch die Stadt fuhr, nur ein brennendes Haus gesehen, aber ich habe es ständig 
gerochen, daß Häuser brennen. 

telegraph: Das sind also Hausbesitzer, die keine Möglichkeit mehr haben, 
ihre Häuser adäquat zu vermieten und also als letzte Vermarktungsmöglichkeit 
die Versicherungssumme kassieren? 

Siggi: Ja, so ist das. Die Straßen dort sind schlechter als die früheren Tran- 
sitstraßen nach Berlin, wie die Autobahn nach Leipzig. Das ist natürlich von 
Bundesstaat zu Bundesstaat verschieden. Unten in Florida, wo ständig schönes % 
Wetter ist, mit dem Tourismus gute Geschäfte gemacht werden und die NASA 
und die Militärforschung ansässig sind, sind natürlich auch die Straßen in Ord- 
nung. Aber oben in Michigan, wo die Industrie kaputt und die Kriminalität groß 
ist und zudem noch der Winter Zerstörungen anrichtet, sieht es ziemlich 
schlimm aus. Die Altstädte in der DDR sind ja auch ziemlich heruntergekom- 
men, beispielsweise in Leipzig. Aber in den USA habe ich mich nicht getraut, 
die Bilder von unseren Altstädten zu zeigen, weil es dort schlimmer aussieht. 
Aber wie gesagt, es ist natürlich von Bundesstaat zu Bundesstaat verschieden, 
je nachdem welche Partei regiert, bzw. wieviel Geld da ist. 

telegraph: Gibt es denn keine sozialen Spannungen, oder warum explodie- 
ren die sozialen Spannungen nicht? 


Siggi: Weil die am meisten betroffene Schicht, die Schwarzen, nicht 
zusammenhält. Ein Freund aus den USA sagte außerdem dazu, daß diese 
Schichten seit 1968 von den linken Intellektuellen verraten wurden. Die Intel- 
lektuellen arbeiten jetzt an Universitäten, haben ihr Professorengehalt, sind 
Journalisten und liberal. Sie haben es nicht geschafft, die Schwarzen zu einem 
Protestpotential zu integrieren, das ja durchaus 1968/1970 da war. In einer Stadt 
wie Washington sind etwa 70% Schwarze, 50% Leüte aus Zentralamerika und 
10% Weiße. Du denkst, weil die Regierung dort sitzt, müßte Washington eine 
weiße Stadt sein. Dort ist aber nur die Regierung weiß und die Museumsstraße 
und der Bahnhof. Dort könnte es kochen und brodeln, aber die notwendige Ein- 
heit ist nicht da. Natürlich sind die Amerikaner auch völlig unpolitisch. 

Mein Gastgeber in New York sagte, daß die Intellektuellen fast alle 
ihren Deal gemacht haben, abgesehen vielleicht von denen, die geblieben sind, 
was sie waren und jetzt in einer Landkommune leben. Umso mehr Geld man 
verdient, umso besser ist man in seinem Job. Wenn Du ein bekannter Journalist 
bist, bekommst Du für eine Geschichte schon ein paar tausend Dollar. Du 
kannst es Dir leisten, ein Kindermädchen zu haben und einmal in der Woche 
eine Putzfrau anzustellen. Du brauchst diese “niederen” Arbeiten nicht mehr zu 
machen. Ein Kindermädchen bekommt acht Dollar in der Stunde und arbeitet 
acht Stunden, dann ist die Putzfrau zu bezahlen, derjenige, der den Rasen mäht 
und schließlich noch die Miete und die sonstigen Unkosten. Du gönnst Dir das, 
Du weißt, mit Deiner Arbeit kannst Du mehr verdienen, als wenn Du solche 
“niederen” Arbeiten machst. 

telegraph: Das ist also dann der Sinn des Satzes, daß Zeit Geld ist. 

Siggi: In der Zeit,in der Du das Haus saubermachen würdest, schreibst Du 
besser einen Artikel und kannst davon die Putzfrau und sehr viel mehr bezah- 
len. Die Frau meines Gastgebers ist Kulturjournalistin einer ganz großen Zei- 
tung. Sie kommt am Montag um 17 oder 18 Uhr von der Arbeit, am Dienstag 
um 19 Uhr, Mittwoch 20 oder 21 Uhr, am Donnerstag und Freitag um Mitter- 
nacht. Klar, bekommt sie weit über 100.000 Dollar im Jahr, aber sie lebt nur für 
ihren Beruf und macht das so lange bis sie nicht mehr kann. Nach ein paar Jah- 
ren muß sie dann aufhören und macht einen anderen Job. In ihrer Wohnung 
sind 3 oder vier Telefone, 3 Nummern und 2 Anrufbeantworter. Wenn er telefo- 
niert, klingelt es gewöhnlich auf dem anderen Apparat. Er legt das Gespräch tot 
und entscheidet sich zwischen den Gesprächen nach Wichtigkeit, beispielswei- 
se nach Gebühren für den anderen. Alles verständlich, alles rational. 

telegraph: Es gibt in den USA auch kaum das soziale Netz, das wir hier in 
Europa haben. 

Siggi: Ja, in der USA ist der Kapitalismus pur, während in der Bundesrepu- 
blik ein Soft-Kapitalismus herrscht, wo relativ viel Elend aufgefangen wird. In 
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Demonstration vor dem Weissen Haus in Washington, Dezember 1990 


Kanada ist es noch etwas besser als in den USA. Dort gibt es hohe Steuern und 
nicht so viel Obdachlose, Kindergeld und Second-Hand-Läden, wo man für 
wenige Dollar Sachen kaufen kann. In den USA gibt es all dies nicht. Ich kann 
Euch jetzt natürlich nicht sagen, wieviel genau diese schwarze Frau mit 8 Kin- 
dern in den USA bekommt, aber die Leute liegen übereinander, da die Zimmer 
sehr klein sind. 

telegraph: In den letzten Jahrzehnten sind die meisten Dinge in den USA 
entstanden und ein paar Jahre später nach Europa gekommen. Ist das noch das- 
selbe, werden wir diesen Pur-Kapitalismus bekommen? 

Siggi: Ich denke, da hat sich einiges geändert, denn das politische Augen- 
merk auch der USA-Bürger liegt jetzt auf Europa. Es passiert etwas in Europa 
und die Amerikaner werden auch zu spät bei der Aufteilung des osteuropäi- 
schen Marktes kommen. Viele wollen jetzt in Europa investieren und Geschäfte 
machen, aber sie haben weder Produkte noch Geld. Sie warten jetzt die Rezes- 
sion ab, um ihre Dollars günstiger umtauschen zu können. Das einzige, was die 
USA verkaufen können, wo sie konkurrenzfähig sind, ist Rüstung und Militär. 
Sie haben gesehen, daß nach dem Vietnam-Krieg der Dollar am höchsten stand, 
3,20 DM, und seither ist er gefallen. Und daher die Hoffnung, daß der Dollar 
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durch den Nahost-Krieg wieder steigt und die USA wieder konkurrenzfähig 
macht. 

telegraph: Das verrückte ist ja, daß die Kausalitäten dabei völlig verscho- 
ben werden. Das Land ist eben deshalb so heruntergekommen, weil damals 
Milliarden in den Vietnam-Krieg und nicht in Infrastruktur, Gesundheitswesen 
und Bildungswesen investiert wurden. 

Siggi: Sie hoffen aber jetzt, im Nah-Ost-Krieg, in Israel und Westeuropa 
ihre Raketen verkaufen zu können. Durch den Krieg werden sehr viele Leute 
beschäftigt. Es arbeiten sicher ein paar Millionen Menschen für die Rüstung. 
Von 2 Millionen Berufssoldaten sind in Saudi-Arabien und anderswo eine halbe 
Million stationiert. Das kostet zwar viel Geld, täglich eine halbe Milliarde 
Dollar, aber die Bundesrepublik gibt acht Milliarden, von denen man 16 Tage 
Krieg führen kann und dann kommt noch das Geld aus den anderen westeu- 
ropäischen Staaten, aus Japan und aus den Ölscheichtümern. Das kostet natür- 
lich auch für die USA etwas, aber die Leute sind beschäftigt und liegen nicht 
auf der Straße. d 

telegraph: Der Nahost-Krieg ist also für die USA eine Lebensnotwendig- 
keit. 

Siggi: Es ist ein Versuch, aus der Misere herauszukommen. 

telegraph: Sind diese irrationalen Hoffnungen auf den Krieg auf die Indu- 
striellen und Politiker beschränkt oder glauben daran auch die Leute auf der 
Straße. 

Siggi: Natürlich hoffen auch die Obdachlosen. Welche Chance hast Du als 
Schwarzer? Entweder Du bist ein überdurchschnittlich guter Sportler oder 
Musiker. Sonst kannst Du nur noch als Berufssoldat zur Armee gehen. Dort 
kommen sie natürlich zum wenigsten in Offiziersränge, sondern fahren Panzer 
oder sind die einfachen Sandlatscher. Aber sie kommen dadurch wenigstens 
von der Straße weg. Es sind nicht die Söhne der Weißen, die in den Krieg 


» gehen müssen, sondern es sind die Schwarzen. Es ist ja schließlich eine “Frei- 


willigen-Armee”. 

telegraph: Ja, das Mythos von der Freiheit, wahrscheinlich ist die Armut 
auch freiwillig. Eine andere Frage ist, daß es schon einleuchtet, daß die Leute 
hoffen, mit diesem Krieg Geld zu verdienen, vielleicht sogar daran zu verdie- 
nen, daß andere sterben. Meine Hoffnung war, daß dieser Vietnam-Krieg 
eigentlich einen Sinneswandel hätte bedeuten können. 

Siggi: In Washington gibt es einen Park. Dort ist eine Marmortafel einge- 
lassen, in der die Namen von 50.000 US-Soldaten eingemeißelt sind, die in 
Vietnam gefallen sind. Das zeigt schon eine ziemliche Betroffenheit. Das kann 
man auch über Comuter und über Nachschlagestände, die dort aufgebaut sind, 
herausfinden. Alles ist schweigend und alles ist betreten. Aber es wird mit kei- 
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ner einzigen Broschüre, die da ausliegt, mit keinem einzigen Plakat an die zwei 
Millionen ermordeter Vietnamesen gedacht. Es geht nur um “unsere 50.000 für 
die Freiheit gefallenen Soldaten”. Hundert Meter weiter ist ein Denkmal, wo 
drei junge Soldaten, ein Weißer, ein Schwarzer und ein Indianer dargestellt 
sind, die durch den Dschungel laufen. Also es geht da um die Heldenhaftigkeit 
und die Tapferkeit. Es ist das Ergebnis eines harten Kampfes, daß überhaupt in 
der Nähe des Regierungssitzes dieses Denkmal für die 50.000 Toten aufgestellt 
werden konnte, aber es geht nur um die eigenen Toten. 

Du siehst überall vor den Einfamilienhäusern und vor den staatlichen 
Einrichtungen US-Fahnen, wesentlich häufiger als in Deutschland, jetzt noch 
besonders, wo Amerikaner gegen das “Böse” in der Welt kämpfen. Es wurde 
nichts aus Vietnam gelernt, erst recht nicht aus den Feldzügen gegen Grenada 
und Panama, die gut gegangen sind. Ich spreche natürlich immer von der 
großen Mehrheit. 

Diese Linken und Liberalen, die ich kennengelernt habe, sind schon 
gegen den Krieg. Sie haben aus Vietnam gelernt und würden ihre Söhne nicht 
in den Krieg schicken. Aber die Dinge sind eben weit weg, die Tankerkatastro- 
phen in Alaska, selbst die Müllawine. Das Land ist so groß, daß man den Dreck 
leicht irgendwo verstecken kann. Wenn die New Yorker baden gehen, richten 
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sie sich natürlich nach der Windrichtung, um nicht in der eigenen Scheiße 
baden zu müssen. Und wenn in Nahost Öl ausläuft, ist das eben 12.000 Kilome- 
ter entfernt. 

telegraph: Es sieht also so aus, daß es in den USA kaum ein Widerstands- 
potential, kaum Solidarisationsfähigkeit gibt, daß es die Herrschenden geschafft 
haben, die Gesellschaft so stark zu atomisieren, daß sie nicht mehr ihre eigenen 
von den Herrschenden unterschiedlichen Interessen begreift? 

Siggi:Es gibt kaum eine gebildete Mittelschicht, die eine öffentliche Mei- 
nung schaffen könnte. Es gibt die Leute, die weder lesen noch schreiben kön- 
nen und dann gibt es die sehr Reichen, die es sich leisten können, ihre Kinder 
zu diesen teuren Privatuniversitäten zu schicken. Die Zeitschriften bestehen 
hauptsächlich aus bunten Bildern und sind sehr leserunfreundlich. Du findest 
beispielsweise im Inhaltsverzeichnis auf Seite 96 ein Thema , das Dich interes- 
siert. Wenn Du die Seite 96 suchst, findest Du die herrlichsten Fotos der schön- 
sten Berge, natürlich ohne Seitenangabe. Dann stößt Du wieder mal auf eine 
bedruckte Seite, das ist die Seite 27. Und beim Weitersuchen bist Du dann 
plötzlich auf Seite 108. Es gibt ganz wenig Zeitungen, die man lesen kann. 


“ Natürlich gibt es auch “Time” und “Life”, aber in der Masse gibt es diese Zeit- 


geistmagazine wie “Wiener” und dergleichen. Selbst diese einzige linke 
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Wochenzeitung mit einer größeren Auflage, “Village Boys”, - wenn Du dort 
diese Werbung anguckst, wird Dir schlecht. 

Ich habe bis zum 20. Januar, als ich abgeflogen bin, kein einziges 
Kriegsbild gesehen. Das erste Kriegsbild habe ich im Flugzeug der British Air- 
ways von BBC London gesehen. Auch das deutsche Fernsehen bringt einfach 
mehr. In den USA gibt es mehrere Kanäle, die 24 Stunden zum Golf machen, 
aber nur Schaltungen nach Amman, nach New York, mach Washington, nach 
Ankara, wo die jeweiligen Reporter ihre Statements abgeben. 

Die kriegsvorbereitende Propaganda war eben sehr geschickt. Sie haben es 
geschafft, bei den meisten Leuten eine Verdrängung des Themas zu erreichen. 
Es unterhalten sich natürlich viele über den Krieg, aber Proteste gibt es kaum. 
Es fanden in Nordamerika schon Demonstrationen statt, aber viel zu wenig. In 
Toronto waren es beispielsweise 2.000 Leute, davon zunächst 1.000, die gegen 
die Intervention Gorbatschows im Baltikum demonstrieren wollten. Sie haben 
sich dann zusammengetan, damit es insgesamt mehr werden. Die größte 
Demonstration, die ich gesehen hatte, war in Vancouver und bestand aus 8.000 
Leuten. 


US-VETERANEN AN DIE SOLDATEN AM 
GOLF 


Die US-Regierung steckt euch in Giftgasanzüge, um für sie am Persischen Golf 
Rambo zu spielen. Ihr sitzt in der Mitte der Wüste, mit dem Arsch an der Front und fragt 
euch, was wohl als nächstes kommt. Wir meinen, daß ihr der Köder seid, der einen Gift- 
gasangriff provozieren soll, um die US-Invasion in Kuweit und Irak zu rechtfertigen. 
Wir wissen, was ihr durchmacht, denn wir waren selber lange Zeit lebendige Zielschei- 
ben. Als Veteranen sagen wir euch ganz klar: | 

In dem Krieg, den die USA heute vorbereitet, habt ihr genauso wenig Interesse zu 
kämpfen, wie wir damals, in den 60igern. Als wir nach Vietnam gingen, sagten sie uns, 
wir würden den Asiaten die Demokratie bringen. Wir töteten 2 1/2 Millionen dieser 
Menschen in einem Krieg der Völkermord bedeutete. Ihr seid angeblich im Mittleren 
Osten, um “unser” Öl zu schützen. Vielleicht werdet ihr Hunderttausende töten. 

UND WOFÜR ? 

Damit das Pentagon endlich die Festung Saudi Arabien installieren kann, was 
sie schon so lange wollten? Damit die USA die Oelresourcen in dieser Region kontrol- 
lieren können, die uns von vornherein sowieso nicht gehören? Damit sie ihre Hauptkon- 
kurrenten, Japan und Europa, die von diesem Öl abhängig sind, kontrollieren kann? Der 
wahre Grund scheint die Ausdehnung des US-Imperiums zu sein. Die Methode sind 
fadenscheinige politische Argumente und massive Truppenstationierung. Die Situation 
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ist schwer einzuschätzen. Wenn der Befehl kommt, Rambo zu spielen, wird euer Verhal- 
ten Millionen Menschen im Mittleren Osten und die Weltgeschichte beeinflussen. Die 
Politiker haben euch in eine Situation gebracht, deren Auswirkungen ihr noch gar nicht 
absehen könnt. Aber ihr, genau wie wir, müßt für immer mit diesem Ergebnis leben. Die 
mit dem Lametta an der Brust wollen, daß ihr gehorcht. Wir wollen, daß ihr nachdenkt. 

Wir fühlen, daß unsere Erfahrungen Auswirkungen auf eure Entscheidungen 
haben werden. Diejenigen von uns, die in Vietnam waren, haben gelernt, daß es keine 
Tapferkeit ist, in “Suche und Zerstöre”-Missionen alles mit massiver Feuerkraft abzu- 
schlachten, was sich bewegt. Wir konnten keinen Ruhm darin finden, Dörfer zu zer- 
stören, um sie zu “retten”. Genauso, wie es für viele Beirut-Veteranen ein böses Erwa- 
chen war, als sie merkten, daß die Leute, zu deren Schutz sie stationiert waren, sie in 
Wirklichkeit haßten. Daß jeder Soldat auf einem Pulverfass saß. (Erinnert ihr euch an 
die Marine-barracs?) 

Diejenigen, die Veteranen der Panama-Invasion sind, fragen sich, was das 
Ehrenhafte am “von Haus zu Haus-Terror” ist, oder daran, die Familien zurückzustoßen, 
die gekommen sind, um ihre Liebsten zu identifizieren. Ohne Zweifel werdet ihr die sel- 
ben Erfahrungen machen wie wir. Geister marschieren jede Nacht durch unsere Träume. 
Eure Alpträume beginnen gerade erst! 

MACHT EUCH KLAR: 

Es ist eine Sache, für eine gute Sache zu töten, zu sterben, oder verstümmelt 
zu werden. Aber wenn sich der Rauch verzogen hat und die Waffen schweigen, das hat 
die Geschichte immer wieder gezeigt, wird klar: 

WIR HÄTTEN NICHT MITMACHEN DÜRFEN!!! 

Wenn du in giftiger Luft zu ersticken drohst, denk daran, daß du mit Chemie 
und anderen Waffen konfrontiert bist, die dem Irak von den Westmächten verkauft wur- 
den, die nur zu glücklich darüber waren, Geld damit zu machen. Und frag irgendeinen 
Veteranen, der an den Folgen eines Agent-Orange-Einsatzes leidet, welche Hilfe du 
erwarten kannst, wenn du überlebst. Denkt daran, daß die USA weiterhin massive Ent- 
laubungsaktionen in Lateinamerkia durchführt, mit der wohlklingenden Begründung des 
Anti-Drogenkrieges. 

Erinnert euch auch daran, daß die US-Regierung dem Irak 8 Jahre lang 
applaudierte, während er den Iran und die eigene, kurdische Bevölkerung mit Gas 
angriff. Bush sagt, ihr seid dort, um die Aggression zu stoppen. Dieser Heuchler, der 
gerade die Panama-Invasion durchgezogen hat, hat überhaupt kein Recht, von Aggressi- 
on zu sprechen. Saddam Hussein ist ein reaktionärer Herrscher, der aus eigenen Interes- 
sen in Kuweit einmarschiert ist. Aber während die Medien ihn einen faschistischen Irren 
nennen, versucht die US-Regierung alles, euch andere Informationen vorzuenthalten. Z. 
B., daß sich in den USA die Polizeiübergriffe und der Rassismus verstärken. Es werden 
große Anstrengungen unternommen, politische Proteste zu unterdrücken. Frauen kämp- 
fen gegen ihre eigene Regierung, um ihre Rechte durchzusetzen. 
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Klar, es gibt diese Möchtegern-Rambos, die den Befehl zum Losschlagen gar nicht 
erwarten können. Laßt die, die stolz sind, das “Tötet sie alle und laßt Gott sie aussortie- 
ren”-T-Shirt tragen, den Preis zahlen. Aber denjenigen von euch, die den blinden Gehor- 
sam in Frage stellen, haben wır was zu sagen: 

Ihr sollt wissen, in dem Augenblick, wo ihr eure Befehle ausführt, daß Vetera- 
nen aus vorausgegangenen Kriegen und Militäraktionen die Demonstrationen gegen die 
Präsenz im Mittleren Osten leiten. Wenn ihr zurückkommt, werden wir euch in unseren 
Reihen willkommen heißen. Wie euch wurde uns befohlen, unsere Pflicht zu tun. Bei 
uns hieß der Befehl: Nehmt Vietnam, wie es einige von uns auch versucht haben. 

Zuerst konnten sie uns verarschen, aber dann haben wir angefangen, an ıhren 
Lügen und ihrer Heuchelei zu zweifeln, die uns dahin gebracht hatten. Vielen von uns 
wurde übel durch die Befehle, die. wir ausführen mußten. Andere ließen sich von dem 
heldenhaften Widerstand der Vietnamesen inspirieren. Wir begannen Widerstand zu lei- 
sten. Tausende von uns, in Vietnam und in den USA begannen, die Befehle zu verwei- 
gern. Viele gingen lieber ins Gefängnis, als Waffen gegen unsere sogenannten Feinde zu 
richten. Ganze Kompanien meuterten und verweigerten sich, zu kämpfen. Eine halbe 
Million US-Soldaten desertierten. Der Widerstand hatte viele Ausdrucksformen. Ange- 
fangen vom Ausschalten von Offizieren bis hin zu Truppen, die überliefen und für die 
andere Seite kämpften. Aus alledem haben wir gelernt, in Frage zu stellen, was vorgeht. 
Alles was die Regierung gelernt hat, war noch unverschämter zu lügen. 

Willkommen in der Festung Saudi-Arabien! 


ALS VETERANEN FÜHLEN WIR UNS DEN MENSCHEN UND DER 
ZUKUNFT VERPFLICHTET. NICHT DEM EMPIRE. 

WIR HABEN WIDERSTAND GELEISTET UND REBELLIERT! 

WAS WIRST DU TUN? 

US - TRUPPEN RAUS AUS DEM GOLF!!! 

Vietnam Veterans Against the War Anti-Imperialist 

4710 University Way NE 1612, Seattle, WA 98 105 (206)292-1624 


EILT SEHR - GEGEN KRIEG ! 

Unser Engagement gegen einen Krieg am persischen Golf übersteigt von Tag 
zu Tag mehr unsere finanziellen Möglichkeiten. Wir brauchen dringend Spen- 
den : KOMITEE FUER GRUNDRECHTE, 6121 
SENSBACHTAL,KONTO391881-600,POSTGIRO FRANKFURT, BLZ 
50010060. | Auskünfte ausserdem : Trägerkreis 


Golfaktion c/o Netzwerk Friedens- kooperative, Römerstr. 88, eyes 


7 
113 
is 


1 ‚ Tel. 0228/692904, Fax 0228/692906’ anagis sıdi nog 


16° 


Philip Agee: 
Die USA brauchten die 
Golf-Krise 


(Producing the Proper Crisis) 


Philip Agee besuchte die Oberschule des Jesuitenordens in Tampa, Florida, 
und trat, nachdem er das Notre-Dame-College mit Auszeichnung absolviert 
hatte, Anfang 1959 in die Dienste des CIA. Zwölf Jahre später, im Jahre 1969, 
trennte er sich von dem Geheimdienst, nachdem er zehn Jahre als Geheimagent 
in Uruguay, Ekuador und Mexiko für getarnte Operationen verantwortlich war. 
1979 wurde Agee der US-Pass entzogen, weil seine Schriften und Reden “eine 
ernste Bedrohung der nationalen Sicherheit der Vereinigten Staaten” seien. 

Das folgenden ist ein Rede, die Agee auf einer US-Tour im Oktober 
vorigen Jahres halten wollte. Er konnte nicht in die USA einreisen, weil ihm 
der nikaraguanische Außenminister seinen nikarguanischen Paß entzog. 


Früher oder später mußte es so kommen - die grundlegende Umgestaltung 
der Militärmacht der USA war nur eine Frage der Zeit. Umgestaltung, das heißt 
hier die Veränderung einer nationalen Verteidigungsarmee zu einer internatio- 
nal vermietbaren Söldnerarmee. Mit einer nationalen Verschuldung von 3 Bil- 
lionen Dollar, darunter 800 Milliarden Auslandsschulden, hätte die USA 
irgendwann eine geeignete Krise finden oder produzieren müssen. Eine Krise 
eben , die es dem Präsidenten ermöglicht, die Armee wie einen nationalen 
Exportartikel einzusetzen, um eine Umstellung der Wirtschaft von militärischen 
auf zivile Zwecke zu verhindern. 

Diese notwendige Krise ist nun mit der Irakischen Invasion in Kuweit 
vorhanden; allem Anschein nach wurde Irak zu diesem Schritt von der USA- 
Regierung ermutigt. 

Nicht lange nach der Invasion sah ich im Spanischen Fernsehen, wie 
Bush zu den Waffen rief. “Unsere Art zu leben” stehe auf dem Spiel, sagte er. 
Daraufhin blieb ich in den darauffolgenden Tagen dabei, die Nachrichten in 
Fernsehen und Presse zu verfolgen. Ich wollte die zehn Millionen Menschen in 
diesem Land sehen, die nun vor Freude auf die Straße gehen- würden, um zu 
feiern, daß ihre Tage der Armut, der Obdachlosigkeit, des Analphabetentums 
und der nichtvorhandenen Krankenfürsorge nun ein Ende haben mögen. 

Wie die meisten von Ihnen sah auch ich stattdessen Bushs “Way .of 
life”: Fischen, Bootfahren und Golfspielen an der Küste von Main. Jene Art zu 
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leben, wie sie die respektablen Mitglieder der Ostküstenelite zu führen pflegen. 

Wie viele von Ihnen haben Freunde oder Verwandte direkt in Saudi- 
Arabien oder im Gebiet des Persischen Golfs? Ich frage, was sie fühlen, so 
dicht davor, ihr Leben zu geben, um ein feudales Königreich zu beschützen, wo 
Frauen wegen Ehebruch zu Tode gesteinigt wurden, wo Dieben die Hand abge- 
hackt wurde, wo Frauen nicht dasselbe Auto oder Schwimmbad wie Männer 
benutzen durften. Wo Bibeln verboten und keine Religion außer dem Islam 
erlaubt waren. Wo Amnesty International Folter als Routine bezeichnet und wo 
im letzten Jahr 111 Menschen hingerichtet wurden. Sechzehn davon waren 
politische Gefangene. Bis auf einen Verurteilten wurden alle Enthauptungen 
öffentlich vollzogen. Doch nicht mit der Guillotine, nicht mit einem sauberen 
Schnitt, sondern mit einem großen Krummschwert, welches - wie ein Augen- 
zeuge berichtete - mehrere verschiedene Schnitte erforderlich macht. Nicht, daß 
sich Saudi-Arabien oder Kuweit vor der Invasion in der politischen Unter- 
drückung vor den anderen, durch die USA unterstützten Verbündeten 
unterschieden hätten. Warum also für diese korrupten, brutalen Familiendikta- 
turen sterben? Bush sagt: “Wir stoppen eine Aggression.” Wenn das so wäre, 
hätten die US-Streitkräfte nach der Landung zu allererst die Regimes der Golf- 
Emirate, die Scheichs und Könige, absetzen müssen. Denn diese begehen die 
schlimmsten Agressionen gegen ihre eigenen Völker, ganz besonders gegen die 
Frauen. 

Soweit ich es weiß, haben die Massenmedien darüber noch nichts ver- 
lauten lassen: Bush wollte, daß der Irak in Kuweit einfällt, hat ihn gar ermutigt. 
Folgerichtig weigerte er sich, die Invasion zu verhindern, als ihnen das noch 
möglich war. Ich komme später noch einmal auf Bush zurück. Aber zunächst 
einen kurzen Rückblick darauf, wodurch diese Krise hervorgebracht wurde. 
Sagt Ihnen der Name Cox etwas spezielles? Sir Percy Cox? 

Dieser Mann ist im historischen Sinne verantwortlich für die heutige 
Golfkrise. Sir Percy Cox war Großbritanniens großer Kommissar in Bagdad 
nach dem I. Weltkrieg. Er zog 1922 die Linien in den Sand, welche zum ersten 
Mal internationale Grenzen zwischen Jordanien, Irak, Kuweit und Saudi-Arabi- 
en brachten. Und in jedem dieser neuen Staaten halfen die Briten, die regieren- 
den Monarchien zu festigen. Monarchien, durch welche britische Banken, Han- 
delsfirmen und Ölgesellschaften ihre Monopole errichten konnten. Wie auch 
immer, Kuweit gehörte über Jahrhunderte zu der Provinz Basra des Osmani- 
schen Reiches. Irak und die Irakis erkannten niemals Sir Percys Grenzen an. Er 
zog diese Grenzen, wie Historiker bezeugen; um den Irak von einem lebens- 
wichtigen Seehafen am Persischen Golf abzuschneiden. Die Briten wollten 
keine Bedrohung ihrer Vorherrschaft im Golf durch die Iraker. Nicht weniger 
als 10 Scheichtümer - darunter Kuweit -haben sie in britische Kolonien umge- 
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wandelt. Das “Teile und herrsche” - Prinzip hatte seit Beginn in dieser Gegend 
gut funktioniert. 1958 wurde die von den Briten istallierte Monarchie im Irak 
durch einen Militärputsch gestürzt. 

Drei Jahre später, 1961, entließen die Briten Kuweit in die Unabhän- 
gigkeit. Daraufhin zog das irakische Militärregime an der Grenze zu Kuweit 
Truppen zusammen und drohte, sich das Territorium mit Gewalt zu holen. 
Sofort konzentrierten die Briten Truppen und Irak zog sich zurück - die Gren- 
zen nach wie vor nicht anerkennend. Ähnliche Drohungen.des Iraks gab es 
1973 und 1976. 

Diese Geschichte, Saddam Husseins Rechtfertigung für die Annexion 
Kuweits, ist für jedermann in Büchern nachlesbar. Wochen verstrichen, und ich 
wundere mich, warum die “International Herald Tribune” die Artikel aus der 
“Washington Post”, “New York Times” und von Nachrichtenagenturen veröf- 
fentlicht, diesen Hintergrund jedoch nicht aufdeckte: Schließlich - einen Monat 
nach der Invasion - brachte die “Herald Tribune” einen Artikel der “Washing- 
ton Post” über den historischen Kontext von Glenn Frankel. Diese Geschichte 
müßte man nun auch in “Time” und “Newsweek” finden können. Jedoch 
“Time” zum Beispiel ist so weit gegangen, Iraks Ansprüche als “ohne jede 
historische Grundlage” zu bezeichnen. Das überrascht kaum, seit man versucht 
ist, diese Seite Iraks herauszustellen - was die Kampagne zur Hitlerisierung 
Saddam Husseins erweckt haben mochte. 

Genauso fehlt in der Berichterstattung die Rolle der CIA in den frühen 
70er Jahren. Damals hatte sie den bewaffneten Kurdenaufstand im Irak ange- 


| regt und unfer- 
Buchhandlung & Versand 


Anzeige 


stützt. Die CIA ver- 


schaffte - gemein- 
Knobelsdorffstr. 8 sam mit dem Schah 


1000 Berlin 19 von Iran - den Kur- 
G 030 / 322 7117 | den 16 Millionen 


Dollar für die Waf- 
fen und andere 
Ausrüstungen. Dies 
glg trug letztendlich 


dazu bei, daß Irak 
| im Krieg um die 
Belletristik Kontrolle des 
Surrealismus Schat-Al-Arab 
Anarchie Dada 1975 _ gegenüber 

Wir bestellen iedes lieferbare Buch. dem Iran kapitulie- 


ren mußte. Schat- 


20 


ren mußte. Schat-Al-Arab ist die Mündung von Euphrat und Tigris und stellte 
die binnenländische Trennung der beiden Staaten vom Golf dar. Abgesehen 
davon ist dieses Gebiet Iraks einziger Zugang zum stromaufwärts gelegenen 
Hafen in Basra. Fünf Jahre später, 1980, überfiel der Irak den Iran. Die von der 
CIA unterstützte Einverleibung der Mündung durch den Iran sollte rückgängig 
gemacht und die irakische Kontrolle über dieses Gebiet wiedererlangt werden. 
Damit begann der Acht-Jahre-Krieg, der Millionen von Menschenleben kostete. 

Unabhängig von Iraks historischen Ansprüchen auf Kuweit und dem 
notwendigen Zugang zum Meer trafen vor der Invasion zwei Kontroversen auf- 
einander. Die erste war die um den Ölpreis. Die OPEC hatte 1986 den Preis auf 
18 Dollar pro Barrel festgelegt, und, um diesen Preis zu halten, ihn an Produkti- 
onsquoten gekoppelt. Kuweit und die Vereinigten Arabischen Emirate jedoch 
haben diese Quote lange überzogen und somit bis Juni den Ölpreis auf ca. 13 
Dollar gedrückt. Irak, mit 70 Milliarden Dollar Kriegsschulden belastet, verlor 
durch diesen Preis Milliarden von Dollars an Haushaltseinnahmen, die norma- 
lerweise durch 95 % durch Ölexporte reinkamen. Mittlerweile erfreuen sich 
solche industrialisierten Ölverbraucherstaaten wie die USA der besten Ölpreise 
seit 40 Jahren - noch dazu in inflationsmäßig abgewerteten Dollars. 

Den anderen Anspruch auf Kuweit leitet Irak von Diebstahl ab: 
Während der Irak mit dem Krieg gegen Iran beschäftigt war, pumpte Kuweit Öl 
aus der großen Lagerstätte Rumeila, welches in der umstrittenen Grenzregion 
zu Irak liegt. Irak forderte eine Bezahlung für dieses Öl und ebenso die Strei- 
chung jener Schulden, die es während des Krieges in Kuweit gemacht hatte. 
Dann im Juli konzentrierte Irak Truppen an der Grenze Kuweits; währenddes- 
sen trafen sich die OPEC-Minister in Genf. Unter diesem Druck akzeptierten 
Kuweit und die Vereinigten Arabischen Emirate die Förderquoten. Weiterhin 
erhöhte OPEC den Öl-Preis auf 21 Dollar, obwohl der Irak auf 25 Dollar 
bestand. Hussein verstärkte daraufhin seine Truppen an der Grenze von 10 000 
auf 300 000 Mann. Am 1. August trafen sich Irakische und Kuweitische Unter- 
händler in Saudi-Arabien, erreichten aber keine Einigung über die Schulden, 
die Öldiebstähle und den Zugang zum Meer für den Irak. In der nächsten Nacht 
fiel Irak in Kuweit ein. Die Enthüllungen, die es seitdem gab, und Rückblicke 
auf die Zeit vor der Invasion, erhärten den Eindruck, daß die USA- Politik dar- 
auf hinauslief, Hussein zur Invasion zu ermutigen, und - als sie stattfand - 
nichts zu tun, um»Hussein davon abzubringen. 


Ziehen wir weiteres ın Betracht. 

Während des Krieges gegen den Iran standen die USA auf Iraks Seite. 
Diese Politik behielten sie auch bei - bis zum 2. August, dem Tag der Invasion 
in Kuweit. 
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Der beratende Außenminister für den mittleren Osten, John Kelly, stellte 
im April vor dem Kongreß fest, daß es für die USA keinerlei Veranlassung 
gäbe, Kuweit zu verteidigen. Am 25. Juli, als sich irakische Truppen an der 
kuweitischen Grenze konzentrierten, traf sich die Botschafterin der USA im 
Irak, April Glaspie, mit Hussein. Berichte über dieses Treffen gaben die Iraker 
Mitte August an die “Washington Post”. Laut diesen Berichten, die vom 
Außenministerium nicht dementiert worden sind, sagte die Botschafterin, sie 
sei von James Baker instruiert worden, Hussein mitzuteilen, daß die USA zum 
Grenzkonflikt “keine Meinung” habe. Unter dem Eindruck der Truppenbewe- 
gungen an der kuweitischen Grenze fragte sie Hussein dann, was seine Absich- 2 
ten in Bezug auf Kuweit seien. Hussein erwiderte, daß die Kuweitischen Hand- 
lungen auf einen “Wirtschaftskrieg” und auf “militärische Aktionen gegen uns” 
hinauslaufen würden. Er sagte, er hoffe auf eine friedliche Lösung, aber falls 
dies nicht möglich wäre, sei “es klar, daß Irak seinen Tod nicht hinnehmen 
wird”. Eine deutlichere Erklärung der Pläne ist kaum vorstellbar. Die Botschaf- 
terin überbrachte keine Warnung von Bush oder Baker, daß die USA gegen eine 
Invasion vorgehen würde. Im Gegenteil sogar - sie sagte: Ich habe eine direkte 
Instruktion vom Präsidenten, bessere Beziehungen zum Irak herzustellen.” Am 
selben Tag verhinderte Kelly eine Sendung der “Voice of Amerika”, in der Irak 
gewarnt worden wäre, daß die USA auf jeden Fall bereit sei, ihre Freunde am 
Golf zu verteidigen, und - daß Kuweit zu diesen Freunden gehört. 

Während der Gesprächswoche zwischen der Botschafterin und Hus- 
sein, und während der stattfindenden Invasion, verbot die Regierung der USA 
jede Warnung an Hussein oder die tausenden von Menschen, die eventuell Gei- 
seln werden konnten. Die Botschafterin kam zurück nach Washington, als 
müßte sie ganz normal Instruktionen abholen.Zwei Tage vor der Invasion 
erklärte Kelly nochmals öffentlich vor dem Kongreß, daß die USA keine Veran- 
lassung hätten, Kuweit zu verteidigen. Dabei bezog sie sich auf Presseberichte 
und Senator Boren welcher dem Intelligancy (Informationsbüro des Senats) (4 
vorsitzt, wonach der CIA die Invasion für ein paar Tage, bevor sie wirklich pas- 
sierte, voraussagte. 

Bring diese Erkenntnisse zusammen, addiere die totale Abwesenheit einer 
öffentlichen oder privaten Warnung von Bush an Hussein zusammen mit dem 
Fehlen jedes US-Versuchs, eine internationale Opposition gegen die drohende 
Invasion aufzubauen, so lange noch Zeit war. Angenommen daß es den USA 
nicht egal war, ob die Invasion stattfindet oder nicht, muß man doch fragen, 
weshalb es geradezu die Politik der Bush-Regierung war, Hussein zu ermutigen 
und eine Weltkrise auszulösen. 

Irak hat Chemiewaffen, und hat sie gegen den Iran und gegen die eigene 
kurdische Bevölkerung eingesetzt. In den nächsten 2 bis 5 Jahren wäre der Irak 
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in der Lage gewesen, Atomwaffen zu 
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schung von Depressionen, während gleichzeitig soziale Programme soweit als 
möglich gekürzt werden. 

Genau das, was auch Reagan und Bush taten. 

1950 verabschiedete die Truman-Administration ein Programm zum 
schnellen Ausbau der USA- und westeuropäischen Militärsysteme, dokumen- 
tiert vom National Security Council (NSC-68). Dieses Dokument 

war über 25 Jahre streng geheim und wurde durch einen Irrtum 1975 frei- 
gegeben und veröffentlicht. Die Erwartung in die militärische Expansion war 
das Verhindern des Abrutschens der amerikanischen Wirtschaft nach Ende des 
Weltkrieges . Innerhalb von 5 Jahren sank das Bruttosozialprodukt um 20 % 2 
und die Arbeitslosigkeit stieg von 700.000 auf 4.700.000. Die Exporte, abgese- 
hen vom Marschallplan, waren nicht in der Lage die Wirtschaft zu halten. Die 
Remilitarisierung Europas sollte nun den Transfer von Dollars als sogennannte 
Verteidigungsunterstützungsgarantien erlauben, wodurch größere Importe aus 
den USA ermöglicht wurden. 

NSC-68 sah die Situation 1950 so: 

Die USA und andere freie Länder werden in den nächsten Jahren einen 
gefährlichen Rückgang der Wirtschaft haben, wenn nicht mehr positive Regie- 
rungsprogramme entwickelt werden.Die Lösung hieß Ausbau des Militärs. 

Aber die Unterstützung durch den Kongreß und die Öffentlichkeit scheiter- 
te an vielen verschiedenen Gründen, nicht zuletzt an den höheren Steuern, die 
dieses Projekt erforderte. 

Trumans State Departement (Aussenministerium) unter Dean Acheson 
erfand die sogannte kommunistische Bedrohung als Rechtfertigung. Durch eine 
Angstkampagne in den Medien wurde eine permanente Kriegsatmosphäre 
geschaffen. Aber eine einheimische Medienkampagne war nicht ausreichend. 

Es wurde eine richtige Krise gebraucht, und sie kam in Korea. Joyce und Gabri- 

el Kolkow zeige in ihrer Geschichte von 1945 bis 1955, daß Trumans Admini- 
stration die Krise manipulierte, um den Widerstand gegen den militärischen A 
Aufbau zu brechen.Ein Rückblick auf diese Ereignisse zeigt viele Parallelen zur 
Golfkrise 1990. 


Red: Leider reicht unser Platz nicht für den vollständigen Abdruck der 
Rede aus. Im folgenden führt der Autor den Vergleich mit dem Koreakrieg 
minutiös fort und geht dann auf die Kampagne der CIA zur Anheizung des Kal- 
ten Krieges ein. “Die aktuelle Golfkrise” meint der Autor, “ermöglicht der 
Bush-Administration die Instrumentalisierung des Nord-Süd-Konfliktes und 
seine Regelung im Sinne der USA unter dem Tarnbegriff einer “neuen Weltord- 
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Exporteure des Todes 


Nachfolgend die Liste der Firmen, die Waffen und militärisches bzw. als 
solches verwendbares Gerät in den Irak geliefert haben. Wir erheben natürlich 
keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit. | 

Die Liste wurde nach verschiedenen Quellen zusammengestellt (Veröffent- 
lichung des US-Senats, Spiegel, Tatort, taz, Telefonbuch/Auskunft für die 
Adressen u.a.). 

® Es sollte beachtet werden, daß etliche dieser Firmen auch in alle möglichen 
‚“nderen Länder liefern, u.a. auch an solche, die sich im Krieg gegenüberstehen. 

Bei den Adressen haben wir uns auf Firmen mit Niederlassung bzw. 
Zweigstellen in Berlin beschränkt, da eine vollständige Auflistung aller Adres- 
sen in der Bundesrepublik leicht den. Rahmen des Heftes gesprengt hätte. 


di 


ABB: - Elektrische Ausrüstung für Schmelzöfen einer 
Geschützfabrik 

AEG: - Waffen- und Munitionsproduktionsanlage 
Zentrale : Hohenzollerndamm 150, 1 Berlin 33 

ANLAGENBAU CONDOR: 


- Erwerb von Hochleistungsraketenantrieben 
AVIATEST: - Unterauftragnehmer für SAAD16 Chemiewaffenfabrik 
- Windkanaleinrichtungen für Raketenforschung 


BLOHM: - Computergesteuerte Schleifeinrichtung für 
Raketenfor schung 
CBV BLUMHARDT: 
- Panzertransporter 
DAIMLER BENZ: 
D&D - Gepanzerte Fahrzeuge 


Niederlassung Berlin : Salzufer 1-5, 1 Berlin 10 
Ausstellungsräume : Kurfürstendamm 203, 1 Berlin 15 
Produktion (Aggregate & Motoren): Daimlerstr. 143, 
l Berlin 4 
DANGO & DIENENTHAL: 
- Ausrüstung zur Bearbeitung schmelzender Materialien 
Deutsche BP AG: 
- Ausrüstung für militärische Forschung 
Air-BP: Tegel Flughafen 
Boswau & Knaur: - Atombunker 
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BROWN BOVERIE: - Raketentechnologie 


- Elektronik 
Grade Str. 59, 1 Berlin 47 
BUDERUS: - Gusstechnologie für Geschützfabrik 
Buderus Handel GmbH: Bessemer Str. 24, 1 Berlin 42 
DEGUSSA: - Ausrüstung für Chemiewaffenfabrik 


Härterei : Ollenhauerstr. 119, 1 Berlin 51 
Chemie/Metall: Schaper Str. 18, 1 Berlin 15 
DEMAG HUETTENTECH: 
- Gussausrüstung für Geschützfabrik 
WOLFGANG DENZEL: - Radar-, Funk- und Navigationsausrüstung 
für Hubschrauber 2 | 
DORNIER: - Mitentwicklung Alpha-Jet, Erdkampfflugzeug 
DYNAMIT NOBEL AG: - Produktionsanlage für Waffen und Munition 
Lützowstr 102, 1 Berlin 30 
Produktion: Brunnsbütteler Damm 82, 1 Berlin 20 
Bauwesen: Emserstr. 21, 1 Berlin 20 
ANTON EYERLE: - Mobile toxikologische Laboratorien 
EXPORT UNION GMBH: - Metall für Produktion von 
Gaszentrifugenkomponenten für Urananreicherung 


FAUN: - Panzertransporter 
FERROSTAHL: - Generalauftragnehmer für Geschützfabrik 
- Universalschmiede 


GILDEMEISTER PROJ;:- Generalauftragnehmer für 
SAAD-16-Chemiewaffen fabrik 
- Generalauftragnehmer für Raketenprogramme 
- Computerprogramme 
GRAESER: - Geschäftsvermittlung für Geschützfabrik 
HAVERT HANDELGES:.:- Technische Verbesserung der Scud-B-Rakete 
HERBERGER BAU: - Gebäude für Chemiewaffenfabriken 


HOCHTIEF: - Fundamente für Geschützfabrik A 
Zweigniederlassung Berlin : Bayrischer Platz 1, | 
1 Berlin 30 

INFAPLAN: -Einrichtungen zur Vorbereitung chemischer Produktion 


INVACO GMBH: - Technische Verbesserung der Scud-B-Rakete 
- Magnete für Urananreicherungsanlage 
IVECO MAGIRUS D.: - Trägerfahrzeuge für mobile toxikologische 
Laboratorien 
KARL KOLB: - Chemiewaffenfabrik 
- Laborausrüstung für Materialtests 
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KLÖCKNER: - Kompressoren und Maschinenteile 
- Stahlprod. für Geschützfabrik 
KWU: - Nukleartechnologien 
Werk Berlin: Huttenstr. 12-16, 1 Berlin 21 
LABSCO GMBH: - Verschiedene biologische Ausrüstungen 
LASCO METAL FORM.:- Schmiedepressen für Artilleriegeschosse 
LEICO: - Hochleistungsantriebsdüsen für Raketen 
- Ingenieurarbeiten für Dr. Bull’s “Superkanone” 
LEYBOLD AG: - Gussanlage für Geschützfabrik 
Wittestr. 30 E, 1 Berlin 27 
LOI-INDUSTRIEOFEN:- Schmelzöfen für Geschützfertigung 
MAN: _- Transportausrüstungen 
Zentrale: Nonnendammallee 1-5, 1 Berlin 20 
Service: Tempelhofer Weg 5, 1 Berlin 42 
MAN-ROLAND: - Transportausrüstungen 


MANNESMANN DEMAG: - Produktionsanlage für Waffen und Munition 


Technik: Kollberger Platz 5, 1 Berlin 33 
Handel AG : Telegrafenweg 21 , 1 Berlin 20 
MARPOSS: - Produktionsanlage für Waffen und Munition 
MAUSER WERKE: - Ausrüstung zur Raketenforschung 
MBB: - Technologie für Brandbomben 
- Unterauftrag für SAAD-16 Chemiewaffenfabrik 
- Kampfhubschrauber 
- Hot-Panzerabwehrraketen 
- Roland-Luftabwehrraketen 
- Laborausrüstung 
H+H METALLFORM: - Computergesteuerte Einrichtung zur 
Materialprüfung und Härtung von Geschützrohren 
und Granathülsen 
- Raketenkörper 
- Maschinen zur Gasproduktion, Ultrazentrifugen 
zur Urananreicherung und für Raketenhüllen 
H.MUELLER-MASCH:: - Technische Verbesserung der Scud-B-Rakete 
NICKEL GMBH: - Klimatechnik für Raketentechnik 
PBG: - Raketentechnologie 
PHILIPPS: - Nachtsichtgerät 
Zentrale : Martin-Luther-Str. 3-7 1 Berlin 42 


Apparate-Herstellg. : Ullsteinstr. 73, 1 Berlin 42 
PILOT PLANT: - Chemiewaffenfabrik 


PREUSSAG: - Gebäude für Chemiewaffenfabrik 
Zentrale und Handel GmbH.: Lützowplatz 11, 
1 Berlin 30 
PROMEX EXPLORAT.:: - Raketentechnologie 
RAVENSBURG MASCH.:- Bohrausrüstung zur Geschützproduktion 
RHEIN-BAYERN FAHR:- Mobiles toxikologisches Labor 
RHEMA-LABORTECHN.:- Inhalationskammern für Anlage zur 


Chemiewaffenforschung 
ROTEXCHEMIE INT.: - Natriumcyanid, für Blausäure und Tabun 
SAARSTAHL: - Metall für Produktion von 


Gaszentrifugenkomponenten zur Urananreicherung 
Vertriebs GmbH: Kurfürstendamm 42, 1Berlin 15 
SCHIRMER-PLATE: - Produktionsanlage für Waffen und Munition 
SCHMIDT,KRANZ&CO: - Computergestützte Einrichtung zur 
Materialprüfung 
SIEMENS: - Präzisions-Drehbänke 
- Steuerungsinstrumente für Geschützfabrik 
- Echofreier Raum für Raketenforschung 
Nonnendammallee 101-103, 1 Berlin 13 
SMS-HASENCLEVER: - Schmiedepresse für Geschützfabrik 
TBT-TIEFBORHRECH.:- Bohrausrüstung für Geschützfabrik 
THYSSEN: - Waffen- und Munitionsproduktionsanlage 
| Eisen & Stahl GmbH & Engeneering : 
Friedrich Krause Ufer 16, 1 Berlin 65 
Bandstahl GmbH und Service : Berliner Str. 19, 
| l Berlin 27 
TRANSTECHNIKA: -Eichinstrumente zur Raketenforschung 
WALDRICH-SIEGEN: - Werkzeugmaschinen für Raketenfabrik 
WATER ENGINEERING: - Chemische Substanzen zur Herstellung 
von Nervengas 
WEGMANN: - Zugmaschine für Raketenabschussgerät 
FRITZ WERNER GmbH:- Universal-Bohrausrüstung für Chemiefabrik 
WTB WALTER THOSTI:- Bau von vier Nervengasfabriken 
Zweigniederlassung Berlin : i 
Mecklenburgische Str. 57, 1 Berlin 33 
CARL ZEISS: - Ausrüstung für Produktionsstätte 
für Chemiewaffen 
Zweigniederlassung Berlin : Bayrischer Platz 1, 1 Berlin 30 
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Bombardierung von Kurdistan 


Kurdistan ist ein besetztes Gebiet, das von den Staaten Syrien, Türkei, Iran, 
Irak und Sowjetunion beherrscht wird. Mit 25 bis 30 Millionen Menschen sind 
die Kurden eines der größten Völker der Erde ohne eigenen Staat. 

Seit mehr als 2000 Jahren leben die Kurden im Zweistromland, seit dem 
17. Jahrhundert auf das osmanische und persiche Imperium aufgeteilt. Nach 
dem Untergang des osmanischen Reiches wurden 1923 in Lausanne mit Lineal 
und Zeichenstift die Staaten Syyrien und Irak geschaffen. Die Kurden waren e 
dieser Konferenz gar nicht eingeladen. Sie wurden auf die oben genannteii 
Staaten aufgeteilt und ihre Existenz fortan negiert. 

Brutale Unterdrückung ist das Mittel, das nun seit Jahren angewandt wird, 
um das Streben der Kurden nach Autonomie zu unterbinden. Zur Zeit halten 
500 000 Soldaten die kurdische Region besetzt. 287 Todesurteile sollen voll- 
streckt werden. Immer weiter werden Zivilisten gefoltert, vergewaltigt, ermor- 
det. 


Trotz anderslautender offizieller Erklärungen der türkischen Regierung und 
von US-Militaerkommandanten in der Türkei werden die Militaerflughaefen 
von Incirlik bie Adana, Diyarbakir, Batman seit dem 18.1.1991 für Luftangriffe 
gegen den Irak genutzt. Die türkische Presse bewertet die völlige Nachrichten- 
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sperre und die Tatsache, daß es von offizieller Seite keine Erklärung dazu gibt, 
als Manöver, weil die Türkei dem Irak nicht als erster den Krieg erklären will, 
um im Falle eines direkten Gegenschlages die Beistandsverpflichtung der 
NATO in Anspruch zu nehmen und die irakische Gegenwehr als Angriff 
bezeichnen zu können. Wie aus Berichten aus Südkurdistan, dem irakisch 
besetzten Teil des Landes, und den grenznahen Ortschaften in Nordwest-Kurdi- 
stan, dem türkisch besetzten Teil des Landes, hervorging, wurden Ziele in und 
in der Nähe von kurdischen Ortschaften angegriffen. Dabei entstanden z. T. 
Verwüstungen, die die betroffenen Ortschaften unbewohnbar machen. Es konn- 
ten keine genauen Angaben über Verluste unter der Zivilbevölkerung in Erfah- 
rung gebracht werden. 

Auch Nordwest-Kurdistan wird bombardiert. 

Nachdem schon am 19.1.1991 mehrere Raketen auf das Massiv der Cudi- 
Berge in dem türkisch besetzten Teil des Landes, abgeworfen wurden, werden 
jetzt auch Raketenabwürfe auf die Berge, jeweils in den Provinzen Van und 
Hakkari gemeldet. Ein weiterer Angriff wird aus Cukurca gemeldet, wonach 
zum ersten Mal auch ein Dorf dem Erdboden gleichgemacht worden sei. Diese 
Nachricht ist allerdings noch nicht bestätigt. In der Nähe des Dorfes Oramar 
(Daglica) ist ein Flugzeug abgestürzt, das noch auf irakischer Seite angeschos- 
sen worden war. Schon am 20. 1. war in dem Kreis Hizan in der Provinz Bitlis 
ein amerikanisches Flugzeug abgestürzt. Über die Gründe des Absturzes konn- 
ten keine Informationen eingeholt werden, denn dieses Gebiet liegt fast 200 km 
von der irakischen Grenze entfernt. 

Die Bevölkerung und Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens aus dem 
Gebiet bewerten diese Angriffe auf kurdische Gebiete in der Türkei als eine 
Operation zur Dezimierung der kurdischen Bevölkerung in der Region und zur 
weiteren Panikmache, um die Bevölkerung zur “freiwilligen” Flucht zu bewe- 
gen. [Quellen: Kurdistan -Rundbrief,Die Kirche] 
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Der Golfkrieg offenbart auf drastische Weise das Unvermögen der sog. eta- 
blierten Politik, entstehende Interessenkonflikte sozial verträglich zu lösen - 
was allerdings auchtnicht Interesse der betriebenen Machtpolitik des Prinzips 
“Teile und herrsche” ist!Dem Wahn der Macht von Gestalten wie Bush und 
Hussein können wir nur entgegen, wenn wir UNSERE Interessen SELBST in 
die Hand nehmen!Infos gegen die gewalthafte Politik des Staates, gegen Milita- 
rismus und staatl. Kriegsdienstzwänge, gegen den Kampf um billiges Öl und 
steigende Aktien und FÜR eine selbstbestimmte, menschliche Zukunft ohne 
Chef, Staat und Führer gibts für 3 DM in Marken bei: ANARES NORD, OTTO- 
HEISE- STR.2, 3163 SEHNDE 2 
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Hat der Golf-Krieg am 2. August 
angefangen? 
(von Ali Amer, irakischer Oppositioneller) 


Seit dem 17. Januar führen die USA und ihre Verbündeten einen brutalen 
Krieg gegen den Irak, dem bis jetzt Zehntausende, möglicherweise Hunderttau- 
sende Menschen, überwiegend irakische Zivilisten, zum Opfer gefallen sind. 
Das Kriegsziel wurde anfangs als die Befreiung Kuwaits deklariert. Immer 
offenkundiger werden jedoch die eigentlichen Ziele des Krieges, nämlich die 
Herstellung einer “Neuen Weltordnung”, wie es von Präsident Bush in der 
Nacht des Kriegseintritts deklariert wurde. Massive Luftangriffe gegen die 
Infrastruktur, die Industrie und Wohnviertel zeigen die strategischen Kriegszie- 
le, nämlich die “Bombardierung des Iraks in die Steinzeit”, um einen Störfaktor 
auf dem Weg zu einer “neuen Weltordnung” auszuräumen. 

Dieser Krieg wird mit Hilfe einer Desinformationskampagne vorberei- 
tet. Mit Schlagworten, Vorurteilen und Verschleierungen wird der Krieg ideolo- 
gisch und psychologisch gerechtfertigt. Hintergründe und Analysen sind nicht 
gefragt. Stattdessen wird Saddam Hussein bestenfalls zum Psychopathen 
erklärt. Psychologen bemühen sich um die Erstellung von Psychogrammen des 
“Diktators”. In vielen Fällen sucht man den Grund in seiner moralischen Inte- 
grität. Andere suchen vergleichbare Taten in seiner Vergangenheit und ent- 
decken viele Verbrechen, die man früher gern verschwiegen hatte. Ein Ver- 
gleich mit Hitler muß auch noch her; denn mit einem Hitler kann man nur 
Krieg führen. 

Dieser Artikel versucht, einen Beitrag zur Beleuchtung der Hinter- 
gründe des kuwaitisch-irakischen Konflikts zu leisten und dadurch die Argu- 
mente zur Rechtfertigung des Krieges zu entkräften. 


Der irakisch-iranische Krieg und die Kuwait-Invasion 


Die irakische Kuwait-Invasion kann man als unmittelbare Folge des acht- 
jährigen irakisch-iranischen Krieges sehen. Er verursachte Schuldenberge und 
eine desolate Wirtschaftslage im Irak, die den Hintergrund für die Kuwait-Inva- 
sion bilden. Gleichzeitig schuf er eine starke Militärmacht, die die Vorausset- 
zung für dieses Abenteuer darstellte. Willkürlich gezogene koloniale Grenzen 
sorgten für Konfliktstoff und gaben dem irakische Anspruch auf Kuwait seine 
politische Argumentation. Die Ablehnung der konservativen Golfstaaten, dem 
Irak unter die Arme zu greifen, ja sogar der Versuch, ihn zu destabilisieren, 
gaben den unmittelbaren Anlaß für die Invasion. 
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1980 griffen die Streitkräfte von Saddam Hussein den Iran an. Acht Jahre 
dauerte der Krieg und führte zu großen Zerstörungen in beiden Ländern. 

Der langandauernde Krieg wirkte sich unmittelbar auf die Finanzen 
des irakischen Staates aus. Förder- und Verladeeinrichtungen für das Erdöl 
waren stark beschädigt. Der Transportweg über den Golf war gesperrt. Syrien, 
der Verbündete Irans, sperrte seinerseits die Erdölleitungen über seine Mittel- 
meerhäfen. Das Ergebnis waren Exportausfall und verminderte Einnahmen. 
Über mehrere Jahre mußten fast alle Entwicklungsprojekte gestoppt werden. 
Die Produktion in der Industrie und in der Landwirtschaft ging erheblich 
zurück. Der Krieg führte auch zu großen Zerstörungen an Produktionsstätten, 
Wohngebieten, im landwirtschaftlichen Bereich usw.. Große Bevölkerungs- 
gruppen wurden evakuiert bzw. umgesiedelt. Viele Iraker flüchteten ins Aus- 
land oder wurden vertrieben. 

Die Kriegsmaschinerie des Iraks verschlang außerdem große Summen. 
Die Finanzreserven des Iraks von 30 Milliarden Dollar im Jahre 1980 waren 
schnell verbraucht. Die konservativen Golfstaaten, einige westliche Staaten und 
die Sowjetunion gaben dem Irak großzügige Kredite, in der Hoffnung, die ira- 
nische Revolution in Schach zu halten. Diese erreichten einen Wert von über 
80 Milliarden Dollar. 

Durch die oben beschriebenen Folgen des Krieges entstand schlei- 
chend eine Wirtschaftskrise größeren Ausmaßes. Diese machte sich schon in 
den ersten Jahren des Krieges bemerkbar. Die Parole Krieg und Aufbau wurde 
spätestens 1983 aufgegeben. 

In den letzten zwei Jahren des Krieges verschärfte sich die Wirt- 
schaftskrise erheblich. Bester Ausdruck war die große Inflation bei eingefrore- 
nen Löhnen des Staatssektors, der die meisten Lohnabhängigen beschäftigt. 
Dies bedeutete eine erhebliche Senkung des realen Lebensstandards für große 
Teile der Bevölkerung. Vor allem die relativ breite Mittelschicht war davon 
betroffen. Nur die direkte und indirekte Subventionierung des Staates für wich- 
tige Konsummittel, vor allem für Lebensmittel, konnte eine totale Verelendung 
verhindern. 


Wer hat den Irak gegen den Iran unterstützt? 


Während des irakisch-iranischen Krieges bildete sich eine inoffizielle Welt- 
allianz aus westlichen und östlichen Staaten mit dem Ziel, einen eindeutigen 
Sieg eines der beiden Kontrahenten zu verhindern. 

Die iranische Revolution bildete eine Herausforderung in erster Linie 
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für den Westen und für die mit ihm verbündeten Staaten des Nahen Ostens. Ein 
Sieg über den Irak mit der Entstehung eines verbündeten islamischen Staates 
dort hätte eine lokale Großmacht verbündeter islamischer Staaten bedeutet. 
Diese Allianz hätte einen großen Einfluß auf die Entwicklung im Nahen Osten, 
ja sogar in der ganzen islamischen Welt, mit einer Verdrängung des westlichen 
Einflusses gehabt. 

Für die Sowjetunion war ein Sieg des Irans auch nicht erwünscht. Der 
Irak war mit der Sowjetunion durch einen Freundschaftsvertrag eng verbunden. 
Auch das mit der Sowjetunion verbündete Syrien wäre von einer solchen Ent- 
wicklung nicht verschont geblieben. 


GEN-UND REPRODUKTIONS- 
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DIE ANTWORT ! 
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Der Einfluß auf die islamischen .- 


Mehrere westliche Staaten, vor allem Frankreich, Großbritannien, Italien, 
Spanien und die Bundesrepublik Deutschland, lieferten Waffen in größeren 
Mengen an den Irak. Die Sowjetunion sorgte, nach einer kurzen Unterbrechung 
anfangs des Krieges, für kontinuierliche Versorgung der irakischen Armee mit 
Waffen. Aber auch viele andere Staaten haben aus wirtschaftlichen Gründen 
Waffen an den Irak geliefert, wie China, Brasilien usw.. 

Die reichen konservativen Golfstaaten unterstützten den Irak mit 
großzügigen Darlehen, die es dem Irak ermöglichten, moderne Waffen im Aus- 
land sowie Konsumgüter zu kaufen. Sie stellten außerdem ihre Häfen für logi- 
stische Hilfe zur Verfügung. Mehrere andere arabische Staaten wie Jordanien 
und Ägypten unterstützen den Irak militärisch und logistisch. 


Die innenpolitische Situation 
unmittelbar vor der Kuwait-Invasion 


Das Ausmaß der mittelbaren und unmittelbaren Kriegsschäden bzw. 
Kriegsauswirkungen ist erst nach Ende des Irak-Iran-Krieges in vollem Maße 
erkennbar geworden. Die Wirtschaftskrise erreichte ihren Höhepunkt in den 
Jahren 1989 und 1990. Die Erklärung des Sieges seitens der irakischen Regie- 
rung konnte diese Tatsache nicht verschleiern. Der Irak war nicht mehr fähig, 
viele ausländische Forderungen auszugleichen. Bestellungen wurden stomiert. 
Verhandlungen mit ausländischen Staaten und Firmen für eine Zurückstellung 
von Forderungen waren auf der Tagesordnung. Ausländische Arbeitskräfte 
konnten ihre Löhne nicht mehr in die Heimatländer überweisen, da der Irak 
nicht über die entsprechenden Devisen verfügte. 

Der Dinar verlor weiter an Wert und wurde auf dem schwarzen Markt 
unmittelbar vor der Kuwait-Invasion für 0,50 DM getauscht (offizieller 
Umtauschwert fast 6,50 DM). Gleichzeitig nahm die Inflation zu. Die irakische 
Regierung stand gleichzeitig unter Druck der Gläubigerländer. Die Unfähigkeit 
des Irak seine Schulden zurückzuzahlen, führte oft zur Blockierung von wirt- 
schaftlichen Beziehungen. 

Die innenpolitische Situation im Irak unmittelbar vor der Kuwait- 
Invasion vermittelte scheinbar stabile Verhältnisse. Die Opposition war weitge- 
hend ausgeschaltet. Der Aufstand im Irakisch Kurdistan, war beendet. Die 
Anfang der achtziger Jahre starke schiitische religiöse Bewegung war zerschla- 
gen. Der erfolgreiche Versuch, den Iran zum Waffenstillstand zu zwingen, 
wurde als Sieg deklariert, obwohl die ursprünglich erklärten Kriegsziele nicht 
erreicht wurden. Eine innenpolitische Gefährdung des Regimes schien nicht 
vorhanden zu sein. 
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Diese innen- und außenpolitisch scheinbare Stärke wurde jedoch durch 
zwei Faktoren getrübt, nämlich durch die Wirtschaftskrise und durch das 
zunehmende Mißtrauen des Westens und der konservativen Golfstaaten 
gegenüber der militärischen Stärke des Iraks, ja die Versuche, diese Militär- 
kraft zu reduzieren. 


Spannungen zwischen dem Irak und den 
konservativen Golfstaaten 


Kriegsbedingt baute der Irak eine Armee von einer Million Soldaten auf, 
die mit für ein Land der Dritten Welt modernen Waffen ausgerüstet ist. Vor 
allem gelang es dem Irak, Waffen mit großer Zerstörungskraft bzw. 
Abschreckungspotential zu erwerben bzw. zu entwickeln. Dies gilt vor allem 
für die chemischen Waffen und für die Raketen. Aber auch die konventionellen 
Waffengattungen waren gut ausgebaut, wie die Artillerie und die Panzer. 

Für die Golfstaaten war die Militärmacht des Iraks eine “Gefahr”. Das 
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Baath-Regime im Irak war in die konventionellen Schemata von Bündnissen 
und Abhängigkeiten schlecht einzuordnen. Zwar fanden sich die konservativen 
Golfstaaten und der Irak für die Kriegszeit in einem Boot; diese Allianz war 
jedoch mit der Beendigung seines Zieles, nämlich der Eindämmung der islami- 
schen Revolution, auch zu Ende. Die verdeckten Widersprüche zeigten sich 
bald nach Beendigung des Krieges. Die Beziehungen zwischen Kuwait und 
dem Irak waren gespannt. Zu den anderen Golfstaaten kühlten sich die Bezie- 
hungen ab. Vor allem zeigten sich Differenzen in der Frage der Preisgestaltung 
des Erdöls innerhalb der OPEC. Der Irak war an höheren Erdölpreisen interes- 
siert, um seine Ausgaben zu decken. Dabei hat der Irak keinen Grund, auf die 
westliche Wirtschaft Rücksicht zu nehmen. Die konservativen Golfstaaten 
waren dagegen gegen höhere Erdölpreise. Sie waren an einem anhaltenden 
Aufschwung der westlichen Wirtschaft interessiert. Zwei Gründe sind dafür 
entscheidend. Erstens hatten sie große Investitionen in den westlichen Ländern 
gemacht, deren Ertrag für sie eine wichtige Rolle spielt. Zweitens sind diese 
Regimes strategisch mit dem Westen verbunden und brauchten seinen “Schutz” 
gegen äußere und innere Feinde. Das Schutzbedürfnis läßt sich mit der Heıt- 
schaftsstruktur erklären. Eine oder wenige Familien üben die Herrschaft in 
jedem Land aus. Der Preis für den Schutz ist eine Rücksichtnahme auf die 
westlichen Interessen und eine Abhängigkeit von der westlichen Außenpolitik. 
Ein Kompromiß zwischen den konservativen Golfstaaten auf der einen Seite 
und dem Irak auf der anderen Seite war daher kaum möglich. Die irakische 
Regierung wollte den Erdölpreis auf 22 Dollar pro Barrel und später auf 30 
Dollar pro Barrel erhöhen. Dagegen war für diese Staaten der damalige Erdöl- 
preis von 18 Dollar pro Barrel zu hoch. Durch Erhöhung der Produktion von 
Kuwait und der Vereinigten Arabischen Emirate über die in der OPEC verein- 
barten Quoten sank der Erdölpreis auf 14 Dollar. ' 

Inwieweit die Erhöhung der Erdölproduktion durch Kuwait und die 
Vereinigten Arabischen Emirate allein das Wohlergehen der westlichen Wirt- 
schaft im Auge hatte, ist nur spekulativ zu beantworten. Es liegt dann nahe, daß 
damit auch eine Destabilisierung des Iraks bezweckt wurde. Der Irak steckte in 
einer ernsthaften Wirtschaftskrise, die durch einen Ausfall von Erdöleinnahmen 
nur verschlechtert werden kann. Das Regime von Saddam Hussein, das keine 
innere Opposition befürchtete, war dagegen sehr verletzlich bei einer weiteren 
Verschlechterung des Lebensstandards. 

Diese Methode hat sich in der Vergangenheit schon einmal bewährt. 
1985 führte der künstlich herbeigeführte Verfall des Erdölpreises dazu, daß die 
militärischen Anstrengungen des Irans ziemlich geschwächt wurden. 


37 


Der Westen will keine regionale Großmacht 


Für den Westen war die Erstarkung der Militärmacht des Iraks nur solange 
akzeptabel, wie der irakisch-iranische Krieg im Gange war. Die Streitkräfte des 
Iraks hatten die Aufgabe, die iranische Revolution einzudämmen. Nach Beendi- 
gung ihrer Aufgabe sah der Westen keinen Grund mehr für eine starke Militär- 
macht im Nahen Osten. Eine Ausnahme bildet dabei Israel, der strategische 
Verbündete der USA. Der Westen hielt es für seinen Interessen abträglich. Die 
konservativen Golfstaaten waren der “Gefahr” einer Erpressung oder gar einer 
Invasion ausgesetzt. Israel, der strategische und der einzige zuverlässige Ver- 
bündete der USA im Nahen Osten, wäre nicht mehr unverletzbar in seiner abso- 
luten Überlegenheit gegenüber den arabischen Staaten gewesen. Auch inner- 
halb der arabischen Länder waren die Führungsrolle Saudi-Arabiens und die 
zunehmende Bedeutung des prowestlichen Ägyptens durch den Aufstieg des 
Iraks gefährdet. 

Aus diesen Gründen begann der Westen kurz nach Beendigung des 
Krieges seine Versuche, die Militärmacht des Iraks zu schwächen bzw. ein 
Wachsen zu verhindern. Die westlichen Regierungen und die westlichen Medi- 
en entdeckten dann plötzlich die militärischen Anstrengungen des Iraks, die 
eigentlich schon seit vielen Jahren liefen, wie die Superkanone, die Atomzün- 
der, die Giftgasfabriken und die biologischen Waffen. Nachdem die Stärke der 
irakischen Armee jahrelang nur Insidern bekannt war, hörte man plötzlich von 
den immensen Waffenarsenalen der irakischen Armee. Ein de facto Embargo 
gegen entwickelte Waffen wurde lange vor der Golfkrise verhängt. Israel drohte 


mit der Zerstörung der Giftgasfabriken. Eine Zwangsabrüstung des Iraks wurde 


angestrebt. 


Der Konflikt eskaliert 


Zur Beilegung der oben beschriebenen Spannungen zwischen Kuwait und 
dem Irak wurden während der ersten Hälfte.von 1990 Verhandlungen aufge- 
nommen. Der Irak formulierte folgende Forderungen: 

- Verpachtung der beiden Inseln Bubian und Warba oder wenigstens der 
dazugehörigen Gewässer für 99 Jahre an den Irak, 

- “gerechte finanzielle Beteiligung” an den Kriegskosten, was die Erlas- 
sung. der Schulden in Höhe von etwa .15 Milliarden Dollar und eine zusätzliche 
Finanzhilfe seitens Kuwait bedeutete, 
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- Kompensationszahlungen für “widerrechtlich angezapftes irakisches 
Erdöl” aus dem Erdölfeld Rumeila. 

Kuwait war nicht dazu bereit, auf die Forderungen des Iraks einzuge- 
hen. Auch die anderen Golfstaaten stellten sich gegen eine grössere finanzielle 
Unterstützung des Iraks. Nachdem die Gefahr der iranischen Revolution 
gebannt war, war es nicht mehr notwendig, Saddam Hussein unter die Arme zu 
greifen. Außerdem war es nicht in ihrem Interesse, den Irak.von seinen finanzi- 
ellen Schwierigkeiten zu befreien. Vielleicht wurde schon darauf spekuliert, 
daß Saddam Hussein gestürzt oder, daß er mindestens gefügig gemacht wird. 

Die Frage der beiden Inseln und der Streit um’das Erdölfeld Rumeila 
hatte einen anderen Charakter. Die beiden Inseln waren Bestandteil des kuwai- 
tischen Territoriums. Der Verzicht auf sie hätte eine große Konzession an den 
Irak bedeutet. Eine Gegenleistung wäre nur Verminderung des irakischen 
Drucks. Die kuwaitische Regierung war aber nicht einmal dazu bereit, das 
Wohlwollen des Iraks durch Geld zu erkaufen, geschweige denn durch de facto 
Verzicht auf eigenes Territorium. 

Anders sieht es bei dem Erdölfeld Rumeila aus. Eine genaue Grenzzie- 
hung zwischen dem Irak und Kuwait wurde kaum durchgeführt. Die Abhän- 
gigkeit des Iraks von der Unterstützung der konservativen Golfstaaten während 
des irakisch-iranischen Krieges ermunterte die kuwaitische Regierung dazu, 
ihre Interpretation der Grenzen durchzusetzen. Der Irak verlangte eine Entschä- 
digung für “illegal” gefördertes Erdöl, das angeblich zum irakischen Erdölfeld 
gehört. Auch hier war die kuwaitische Regierung nicht kompromißbereit. 

Die kuwaitische Regierung lehnte damit fast alle Forderungen des 
Iraks ab und bot lediglich eine kleinere Finanzhilfe an. Scheinbar war die Ein- 
schätzung der kuwaitischen Regierung, daß Kuwait unter westlichem Schutz 
steht, auch wenn kein formales Abkommen dafür existiert. 


Die irakische Kuwait-Invasion 


Am 2. August überschritten irakische, Truppen die Grenzen zu Kuwait und 
überrannten die kuwaitische Armee. Innerhalb von wenigen Stunden war 
Kuwait vollständig in den Händen der irakischen Armee, obwohl Kuwait über 
eine zwar kleine aber dafür hochmoderne Armee verfügte. 

Dies offenbarte die lange mit Milliardenbeträgen kaschierte 
Schwächen und Widersprüche der konservativen Golfstaaten. Mit einem großen 
Anteil von Einwanderern (Kuwait 74%, Vereinigte Arabische Emirate 80%, 
Saudi-Arabien 60%) und ohne demokratische Strukturen sind sie nach innen 
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voller sozialer, ethnischer und religiöser Widersprüche. Nach außen sind sie 
kaum zu verteidigen, da ihre Armeen zwar über modernste Waffen verfügen, 
meistens aber aus ausländischen Söldnern bestehen, die sich mit diesen Län- 
dern nicht identifizieren. 

Die Reaktion von Saudi-Arabien und den anderen konservativen Golf- 
staaten war das Einholen von ausländischen, hauptsächlich amerikanischen 
Streitkräften. Dies ist in der arabischen Welt auf Grund der kolonialen Vergan- 
genheit der Europäer und der ganz offenen Unterstützung des Westens für Israel 
sehr unpopulär. Eine Regierung, die dies wagt, diskreditiert sich selbst bei der 
Bevölkerung. Vor allem gilt dies für die saudische Herrscherfamilie. König 
Fahed verkauft sich als Beschützer und Diener der heiligen Stätten des Islams. 
Dieser Schritt der konservativen Golfstaaten zeigte aber die große Unsicherheit, 
die durch die irakische Kuwait-Invasion verursacht wurde. 

Für die USA war es ein willkommener Anlaß in dieser erdölreichen 
Region militärisch zu intervenieren und ihre neue Weltordnung exemplarisch 
durchzuführen. Saddam Hussein hat sich in der Reaktion der USA offensicht- 
lich verkalkuliert. Zwar war es jedem klar, daß die Besetzung Kuwaits das 
Überschreiten der roten Linie bedeutet, er spekulierte offenbar auf eine geringe- 
re Heftigkeit der Reaktion. Vielleicht hat die Haltung der amerikanischen Bot- 
schafterin in Bagdad, Glaspie, eine Rolle dabei gespielt, die in einem Treffen 
mit Saddam Hussein im April 1990 angedeutet hatte, daß eine Auseinanderset- 
zung mit Kuwait den USA nichts angeht, in dem sie sagte: “Die USA haben 
keinen Verteidigungspakt mit Kuwait”. Ob das ein Ausrutscher oder eine beab- 
sichtigte Irreführung war, ist schwer zu beurteilen. Die US-Regierung zeigte 
jedoch kein Interesse daran, diese Angelegenheit zu klären und erteilte der ehe- 
maligen Botschafterin ein Aussageverbot. 


Der Angriff gegen den Irak und die Perspektiven 


Durch den Angriff gegen den Irak erhält der kuwaitisch-irakische Konflikt 
eine neue Qualität. In den Vordergrund rückt immer mehr die Durchsetzung 
einer neuen Weltordnung. Die Befreiung Kuwaits erscheint nur noch als eine 
notwendige Brücke hierfür. Schon heute machen sich die amerikanischen Poli- 
tiker Gedanken über die Ordnung, die am besten ihre Interessen dient. Es wird 
von einem Sicherheitspakt, von der Stationierung amerikanischer und westli- 
cher Truppen und von einer Nahost-Konferenz, ohne die PLO, geredet. Diese 
Sandkastenspiele lassen aber alle einen Faktor außer acht, nämlich die Bevölke- 
rung in dieser Region. 
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Schon heute empfinden die meisten Menschen, nicht nur in den arabi- 
schen und islamischen Ländern, sondern in der ganzen Dritten Welt, diesen 
Krieg, der als Befreiungskrieg Kuwaits deklariert wird, als eine Aggression des 
Westens gegen die Dritte Welt. Eine Durchsetzung der neuen Weltordnung 
heißt nichts anderes als ihre Durchsetzung gegen die Menschen im Nahen 
Osten. Ein Sicherheitspakt kann sich doch nur auf Unterdrückungsregime stüt- 
zen. Die konservativen Golfstaaten besitzen nicht einmal die einfachsten Struk- 
turen einer demokratischen Gesellschaft. Im Irak kann nach einem eventuellen 
Sieg der Allianz doch nur eine Regierung vom Gnaden der USA eingesetzt 
werden. Fast alle irakischen Oppositionsgruppen lehnen es ab, Lakaien der 
USA gegen ihr Volk zu werden. Israel, das sich demokratisch nennt, macht die 
“demokratischen Rechte” von der jüdischen Herkunft abhängig. Es will das 
Palästina-Problem durch noch brutalere Unterdrückung der Palästinenser von 
der Welt schaffen und durch noch mehr Annexionen arabischen Territoriums 
den Traum von Groß-Israel verwirklicht. Der Unterdrückungspakt der USA soll. 
noch durch die Präsenz ihrer Streitkräfte in der Region gesichert werden. 


Dieser Krieg sät Haß und bereitet den Weg für weitere Kriege. 


Feindsender! 

Eigentlich bringt es in diesen Tagen nichts, sich über die schlechte Berichterstattung von 
ARD, ZDF oder CNN aufzuregen. Wem da zu trauen oder auch nicht zu trauen ist, muß wohl 
jedeR für sich selbst herausfinden. Wir entnehmen der Westberliner “Lieblingszeitung” nachste- 
hende Radiofrequenzen. Für Neulinge auf diesem Gebiet: nicht immer sind alle Stationen auf den 


angegebenen Frequenzen gleich gut zu empfangen. Man sollte eine der anderen angegebenen 


Freg. benutzen. Oft wird entgegen der Angaben der Stationen plötzlich nicht mehr gesendet. 
Dann muß man eben suchen. Und schließlich: der Krieg am Golf kann durch elektronische Stör- 
manöver den Empfang beeinträchtigen. 

Station Zeit (MEZ) Frequenzen 

- radio badgad (irak) 21.00-22.00 13660 kHz 

- stimme dertürkei 18.30-19.30 9022 kHz 

21.30-22.00 In deutscher Sprache 
- stimme der islami- 
schen republik iran 19.00-19.45 9022 kHz 
- radio damaskus 19.05-20.05 12085 kHz 
- radio kairo 20.00-20.30 9900 kHz 


41 


Strauchelnde Schritte im Sand 


(“Guardian” vom 4. 2. 1991) 
Pierre Salinger spürt Yasser Arafats Anteil an gescheiterten 
Versuchen nach, dem mittleren Osten Frieden zu bringen. 


Vom Beginn der Golfkrise an wurde die Palästina-Befreiungsorganisation 
als ein Verbündeter von Saddam Hussein betrachtet. Heute gilt die PLO als ein 
Hauptverlierer der Krise. Es ist klar, daß wenn nach dem Krieg Bemühungen 
unternommen werden, eine internationale Konferenz über die Palästina-Frage 
durchzuführen, die israelische Regierung fortfahren wird, jegliche Beteiligung 
der PLO abzulehnen. Dies war schon in der Vergangenheit ihrer Politik, wenn 
sie die PLO beschuldigte, nach wie vor eine terroristische Organisation zu sein. 
Jetzt wird ihr Widerstand noch stärker sein: wie können wir mit einer Organisa- 
tion verhandeln, die den Diktator des Irak unterstützt, der Raketen auf unser 
Land abfeuerte, die Zerstörung und Tad brachten? Man kann diese Argumente 
verstehen, aber was weniger bekannt ist, sind die massiven Bemühungen zur 
friedlichen Lösung der Krise, die die PLO von jenem Augenblick an unter- 
nahm, als Saddams Truppen in Kuweit einmarschierten. 

Der PLO-Führer Yasser Arafat war am 28. Juli bei Saddam, vier Tage 
vor der Kuweit-Invasion. Saddam bat Arafat, nach Kuweit zu gehen und den 
Emir zu treffen. Er sagte Arafat, er sei bereit, die Zahl seiner Truppen, die an 
der irakisch-kuweitischen Grenze aufmarschiert waren, zu verringern, wenn 
Kuweit ihm 10 Milliarden Dollar als Entschädigung für die umstrittene Nut- 
zung des Rumeila-Ölfeldes geben würde. Die Irakis waren darüber verärgert, 
daß die Kuwaitis Öl von Rumeila förderten, das sie als Teil ihres Territoriums 
betrachteten. Als Arafat ihn traf, weigerte sich der Emir, die Grenzfrage zu dis- 
kutieren. Statt dessen forderte er Arafat auf, über das Problem der sowjet-jüdi- 
schen Einwanderer nach Israel zu debattieren, und sagte, er Bo in 48 Stunden 
nach Dschiddah, um mit dem Irak zu diskutieren. 

Arafat begann dann Gespräche mit dem Kronprinzen Sheik Saad,, 
zugleich Ministerpräsident. Arafat sagte ihm, die Irakis würden eine Gefahr 
darstellen. “Ich rate Ihnen. Versuchen Sie das Problem zu lösen.” Der Sheik 
reagierte wie der Emir: “Die Entscheidung liegt nicht in meinen Händen.” 
Arafat versuchte es noch einmal: “Gehen Sie nicht mit leeren Händen nach 
Dschiddah. Können Sie mit einer militärischen Konfrontation fertig werden?” 
Der Scheik schüttelte den Kopf: “ Nein, wir sind nicht so stark wie der Irak. 
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Wir haben nicht die Absicht, gegen Irak zu kämpfen.” 

Drei Tage später, in den ersten Stunden des 2. August wurde Arafat in 
seinem Haus in Tunis von seiner Familie in Kuweit geweckt, und informiert, 
daß die Invasion begonnen habe. Arafat und seine Nummer 2, Abu Ijad, trafen 
sich um sechs Uhr morgens und beschlossen, sich so schnell wie möglich in 
Marsch zu setzen, um zu versuchen, eine arabische Lösung herbeizuführen. Am 
nächsten Tag begaben sie sich nach Tripolis zu Gesprächen mit dem lybischen 
Führer Muammar Gaddafi, und dann nach Kairo, um den ägyptischen Präsiden- 
ten Hosni Mubarak zu treffen. 

® Dies war ein bedenkliches Treffen. Unmittelbar nachdem der Krieg 
ausgebrochen war, hatte König Hussein von Jordanien Mubarak in Alexandria 
aufgesucht. Hier hatten sie eine halbstündige Diskussion mit Präsident Bush, 
der zu dieser Zeit mit der Air Force One von Washington D.C. nach Aspen, 
Colorado flog, wo er die britische Prämierministerin Maggy Thatcher treffen 
wollte. König Hussein hatte Bush zugeredet, eine arabische Lösung sei mög- 
lich, die USA sollten keinen Druck auf arabische Staaten ausüben, damit diese 
innerhalb von mindestens 18 Stunden Saddams Invasion kritisierten. König 
Hussein hatte zwei Gespräche mit Saddam in Bagdad geführt, am Abend des 2. 
August und am Morgen des 3. August, und sowohl jordanischen und irakischen 
Quellen zufolge, waren sie zu einer Übereinkunft gelangt. Saddam würde am 4. 
August zu einem Mini-Gipfel nach Dschiddah gehen. Dort sei er bereit, mit 
König Fahd von Saudi-Arabien zu verhandeln. Er war gewiß, daß sie eine Übe- 
reinkunft erreichen könnten und sagte, wenn diese Übereinkunft unterzeichnet 
würde, werde er aus Kuweit abziehen. Nach diesem Treffen gab der irakische 
Rundfunk bekannt, Saddam sei bereit, am 5. August aus Kuweit abzuziehen. 

Aber als Arafat nun mit Mubarak sprach, erfuhr er eine vollständig 
andere Version von dem, was geschehen war. Er(Mubarak) sagte, als König 
Hussein aus Bagdad zurückkehrte, hätten sie ein Telefongespräch geführt, und 

(@® er habe den König gefragt, ob er mit Saddam über den Abzug aus Kuweit 

gesprochen habe. Mubarak sagte, daß König Hussein ihm erzählt habe, daß 

über einen Abzug überhaupt nicht gesprochen worden sei; als er (Mubarak) das 

hörte, entschied er, nicht zum Mini-Gipfel nach Dschiddah zu gehen. Mubarak 

gab König Hussein die Schuld für das Nichtstattfinden des Gipfels. Er erwähnte 

nie die Abmachung, die er und König Hussein mit Bush getroffen hatten. Nie- 

mals erwähnte er den Druck, den das US State Departement auf ihn ausgeübt 

hatte, um seine ursprüngliche Position, eine arabische Lösung zu suchen, zu 
ändern. 

Es war schon am nächsten Tag, am 5. August, als Arafat herausfand, 
daß das, was Mubarak ihm erzählt hatte, nicht mit dem übereinstimmte, was 
Saddam gesagt hatte. Als Arafat in Saddams Büro trat, eröffnete der irakische 
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Führer das Gespräch, indem er fragte: “Wer hat den Gipfel sabotiert?” Arafat 
wußte das damals wirklich nicht, aber er drängte Saddam „indem er sagte, eine 
schnelle politische Lösung sei absolut notwendig. Saddam antwortete sofort: 
“Geh und treff die Saudis. Wir sind bereit zu diskutieren.” 

Auf dem Wege nach Saudi-Arabien machte Arafat in Kairo Zwischen- 
station für ein weiteres Gespräch mit Mubarak. Er berichtete ihm, daß Saddam 
bereit sei, den Abzug aus Kuweit zu diskutieren, aber er fände die Haltung des 
ägyptischen Präsidenten sehr widersprüchlich, vielleicht aufgrund wachsenden 
Drucks von Seiten der USA. Als Arafat am 7. August in Saudi-Arabien ankam, 
wurde ihm mitgeteilt, er könne König Fahd nicht sprechen, weil der gerade län \ 
gere Diskussionen mit dem amerikanischen Verteidigungsminister Dick Cheney 
führe. Cheney hatte sich einige Zeit genommen, um den saudischen Herrscher 
davon zu überzeugen, daß Saddam bereit sei, in sein Land einzumarschieren. 
Begleitet von General Schwarzkopf, dem späteren Kommandeur der alliierten 
Streitkräfte am Golf, erschien er mit US-Geheimdienstberichten und Satelliten- 
fotos, um Fahd zu überzeugen, daß eine Invasion unvermeidlich sei. 

Zur gleichen Zeit versuchte Saddam die Amerikaner davon zu über- 
zeugen, daß er nicht die Absicht habe, in Saudi-Arabien einzumarschieren. Er 
bestellte den US-Geschäftsträger Joe Wilson zu sich, um ihm zu sagen: “Ich 
beabsichtige nicht, in Saudi-Arabien einzumarschieren. Voriges Jahr habe ich 
einen Nichtangriffspakt mit Saudi-Arabien abgeschlossen. Ich breche solche 
Verträge nicht. Ich habe auch Kuweit einen angeboten, aber sie haben abge- 
lehnt. Gottseidank haben sie abgelehnt, sonst hätte ich nicht in Kuweit einmar- 
schieren können.” Die Botschaft wurde dem Weißen Haus übermittelt, aber dort 
glaubte niemand, was Saddam sagte. 

Am 8. August, als Cheney abgereist war und die ersten US-Truppen 
auf saudischem Boden stationiert wurden, traf Arafat endlich König Fahd, der 
sagte, daß die kuwaitische Herrscherfamilie teilweise für die Krise verantwort- 
lich sei: “ Ich habe eine Menge Kritik an ihnen. Sie haben ihre Schulden nich 
bezahlt.” Er sagte Arafat dann, er solle zurück nach Bagdad gehen und Saddam 
Hussein sagen, er sei dafür, die Ölfelder von Rumeila an der Grenze und die 
Inseln Warbah und Bubyan an den Irak zu geben. Er sei gleichfalls bereit, eine 
bedeutende Zahlung an Irak zu leisten: “Sage Saddam, ich bin bereit, ihn zu 
treffen, wenn er mit diesen Bedingungen einverstanden ist.” Am nächsten Tag 
kehrte Arafat nach Bagdad zurück und drängte Saddam, nach Kairo zu gehen 
und am Gipfel der Arabischen Liga teilzunehmen. Saddam war nicht überzeugt: 
er wollte nicht mit dem Emir von Kuweit an einem Tisch sitzen. Aber schließ- 
lich erreichten sie eine andere Lösung: Arafat würde zum Gipfel-gehen und die 
Führer der fünf Schlüsselnationen überreden, nach Bagdad zu kommen. Wenn 
die Verhandlungen abgeschlossen seien, würden sie nach Kairo zurückkehren 
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und über die Lösung berichten. Es war Arafat jedoch klar, daß ein Rückzug aus 
Kuweit schwieriger geworden war. Saddam hatte die Annektierung Kuweits 
verkündet und die US-Truppen standen bereits in Saudi-Arabien. 
Aber als Arafat nach Kairo kam, bemerkte er eine wachsende harte 
Haltung gegen die PLO. Als er die Fünf-Staaten-Delegation vorschlug, legten 
Ägypten und Syrien sofort ihr Veto ein und brachten damit diese Phase der Ver- 
handlungen zu einem Ende. Arafat war noch verblüffter, als ‚er am Konferenz- 
tisch der Arabischen Liga Platz nahm und vor sich ein bereits geschriebenes 
Kommunique vorfand. Er kam sofort zu dem Schluß, daß es ursprünglich auf 
Be verfaßt und dann ins Arabische übersetzt worden war. Vier andere 
legierte dieser Konferenz, mit denen ich sprach, sind zu dem gleichen Schluß 
gekommen. 


In den Monaten, die dann zum Kriege führten, haben Arafat und sein 
Stellvertreter Abu Ijad sieben Mal Bagdad besucht und jedesmal versucht, eine 
friedliche Lösung der Krise zu finden. Eines der wichtigsten Treffen fand am 
26. August statt. Wenn Saddam zu Beginn der Krise am 2. August klargemacht 
hatte, daß sein ursprüngliches Ziel die Lösung des Grenzstreits mit Kuweit war, 
so wurde nun klar, daß er seine Ziele weitergesteckt hatte. “Da sich die Golfkri- 
se nun EEE hat, kann ich da j“ Krise auf die Inseln und die Ölfelder 


reduzieren, ‚insbeso TER ara ae 5:08) RRaIEe -Arab Km de Das ist 
nicht en :E EP ae ‚8286, Ich werde abziehen, weibich,.. 
irgendetwas, wie, das Palis Iprehef.geih {> werden, sie "es venichen, 
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Aber wenn ich nur wegen der Inseln oder der Ölfelder rausgehe, wird es das 
Volk niemals akzeptieren. Es wird schlimmer sein, als den Krieg zu verlieren.” 

Saddam sagte den palästinensischen Führer, daß er keine Angst vor 
einem Krieg habe. Er wisse um die technologische Überlegenheit der USA bei 
Luftangriffen, aber er glaube, sie könnten nur einen Teil der irakischen Streit- 
kräfte treffen. Bezüglich des Bodenkrieges sei er sehr optimistisch. Arafat sagte 
ihm, er habe Informationen, daß man Saddam persönlich zum Ziel nehmen 
werde, wenn der Krieg ausbräche. Saddam lächelte: “Wollen Sie mich 
erschrecken, mich zur Kapitulation zwingen? Das ist ein Witz.” 

Am 16. November gab es einen Ausbruch von Abu Ijad gegen Sad- di N 
dam. Einer der notorischsten Terroristen der Welt - er war das Haupt der Bewe- ° 
gung Schwarzer September gewesen und hatte den terroristischen Angriff 
gegen die israelischen Athleten bei den Olympischen Spielen von 1972 in Mün- 
chen organisiert - war Abu Ijad einer der gemäßigsten Führer der PLO gewor- 
den, überzeugt davon, daß nur Verhandlungen das israelisch-palästinensische 
Problem lösen könnten. Er kritisierte Saddam ernsthaft wegen der Invasion 
Kuweits: “Sie sagen, sie wollen der palästinensischen Bewegung helfen. Sie 
zerstören die palästinensische Bewegung in Kuweit. Sie zerstören meine Fami- 
lie in Kuweit. Alle haben ihre Arbeit verloren und haben Schwierigkeiten im 
täglichen Leben.” Saddam war außer sich vor Wut und ließ Abu Ijad aus sei- 
nem Büro werfen. Er wollte ihn sogar ins Gefängnis stecken, aber Arafat über- 
zeugt ihn davon, daß das ein Fehler wäre. Die beiden Männer verließen Bag- 
dad, aber Abu Ijad sagte, er werde niemals wieder mit Saddam zusammentref- 
fen. | 

Am 30. November gab Bush bekannt, er sei bereit, den irakischen 
Außenminister Tarik Aziz zu treffen und Außenminister Baker nach Bagdad zu 
schicken, um Saddam zu sehen. Als diese Nachricht Tunis erreichte, berief 
Arafat ein sofortiges Treffen seiner Spitzen-Führer ein. Sie kamen überein, 
eine geheime Botschaft .an Saddam zu schicken, die ihm durch die irakische £ ' 
Botschaft in Tunis zugestellt wurde. Die Botschaft enthielt drei Punkte: Sad- 
dam sollte Bushs Angebot annehmen, er solle sofort alle ausländischen Geiseln 
freilassen, noch bevor es irgendwelche Gespräche mit den Amerikanern gäbe; 
Irak solle aus Kuweit abziehen, aber wissen, daß es eine geheime Abmachung 
mit König Fahd vom Saudi-Arabien habe, um die Grenz-Ölfelder und die 
Inseln zu behalten. 

Arafat flog dann nach Amman, um König Hussein für seine Initiative 
zu gewinnen, und Abu Ijad flog nach Jemen mit dem gleichen Ziel. Am 4. 
Dezember trafen Arafat, König Hussein und der Vizepräsident des Jemen für 
fünf Stunden mit Saddam zusammen - und 48 Stunden später gab Saddam die 
Freilassung der ausländischen Geiseln bekannt. Aber jetzt hat der Krieg begon- 
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nen und das internationale Ansehen der PLO verfiel weiter. 

Am 15. Januar, einen Tag bevor der Krieg begann, wurde Abu Ijad in 
Tunis ermordet, zusammen mit einem anderen Spitzen-Führer der PLO. Es ist 
heute klar, daß der Angriff durch die Abu-Nidal-Bewegung ausgeführt wurde, 
die sich Anfang der 70er von der PLO abgespalten und sofort ein Todesurteil 
gegen Abu Ijad verkündet hatte. Es hatte mehrere Versuche gegeben Abu Iyad 
zu ermorden - und auch Arafat. 

Einige Experten glauben, der Mord sei eine direkte Angelegenheit der 
Abu-Nidal-Bewegung gewesen, ohne Weisungen von anderer Seite. Aber eini- 

@:° in der PLO glauben, daß Saddam den Mord angeordnet haben könnte, als 
Rache für den bitteren Streit mit Abu Ijad in Bagdad. 

In jedem Fall hat sein Tod die PLO weiter geschwächt. Arafat brauch- 
te einen Mann wie Abu Ijad, um ihm zu helfen den moderateren Kurs fortzuset- 
zen. Die PLO-Angriffe auf israelische Streitkräfte im Südlibanon und seine 
(Arafats) merkwürdige Information, daß das Pentagon beabsichtige, Chemie- 
waffen gegen Irak einzusetzen, haben die Stellung der PLO nicht gefestigt. Kei- 
nes dieser Dinge hätte womöglich stattgefunden, wenn Abu Ijad noch am 
Leben wäre. 

Aber eine andere Sache ist klar. Wenn die PLO aus der Golfkrise als 
ein Opfer herausgehen sollte, so nicht als einzige Organisation oder Nation. So 
wie der Krieg weiter tobt, nehmen die Turbulenzen in der arabischen Welt wei- 
ter zu, und dies macht das Ziel der Schaffung eines friedlichen Mittleren Ostens 
sehr schwer erreichbar. 


Pierre Salinger war Pressesekretär von Präsident J. F. Kennedy. Er ist 
heute Chef-Auslandskorrespondent für ABC News mit Sitz in London. 


® Kommentar: Das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker 


Der USA-Präsident Wilson war es wohl, der zuerst den revolutionären 
Begriff vom “Selbstbestimmungsrecht der Völker” popularisierte. Er tat das, 
wie es einem US-Präsidenten angemessen ist, durchaus mit einer bestimmten 
Zielstellung: die Entente stand im 1. Weltkrieg unter anderem gegen Öster- 
reich-Ungarn und sie versprach sich von nationalen Aufständen in diesem Viel- 
völkerstaat kriegsentscheidende Wirkungen. Ähnliches ist von der Randstaaten- 
politik der Westmächte nach dem 1. Weltkrieg zu sagen: Nachdem die direkte 
Intervention in Russland gescheitert waren, stützten sie die Errichtung der balti- 
schen Zwergstaaten. Diese waren zwar von sich aus ökonomisch und politisch 
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nicht lebensfähig, aber zwischen den feindlichen Mächten Sowjetunion und 
Polen eingesperrt, umso mehr auf die Unterstützung der Westmächte angewie- 
sen und deren treuer Vasall. Als diese Rolle nach dem 2. Weltkrieg geschicht- 
lich überholt war, rührte sich keine Hand mehr für die baltischen Völker. Und 
das gleiche gilt auch für den Staat Israel. Seine Gründung, seine Fortexistenz 
und seine Expansionen wurden von den Westmächten deshalb begrüßt, weil 
sich hier ein Staat unter seinen Nachbar so unmöglich machte, daß er auf 
Dauer ein Vorposten und ein hilfloser Verbündeter westlicher Interessen zu 
werden versprach. 

Es geht wohl nicht zu weit, resümierend zu vermuten, daß das selbst) 
bestimmungsrecht der Völker den regierenden Politikern und Industriekapitä- 
nen in den westlichen Kapitalen völlig wurst ist. Sie benutzen diese Formel nur 
jeweils, wenn sie sich für die eigenen Interessen erfolgversprechend vermark- 
ten läßt. So erlebten wir in diesen Tagen die Beweinung der kuwaitischen Sou- 
veränität und falls sich die Pläne durchsetzen, den Irak zu teilen, gibt es selbst 
für die vergessenen Kurden wieder eine Chance. Sollte sich freilich die türki- 
sche Regierung mit ihren Expansionsplänen durchsetzen, haben die Kurden 
nichts zu lachen. Sie bekommen keine Regierung, sondern stattdessen wieder 
Bomben und Giftgas. 

Wir können sicher sein, daß in jedem Fall die westlichen Zeitungen 
von der “Washington Post” bis zur “Frankfurter Allgemeinen” ihre bedächtigen 
wohlausgewogenen Kommentare beisteuern und namentlich von den Lebensin- 
teressen dieses oder jenes Volkes sprechen, die anderen aber, die im Moment 
nicht zur Debatte stehen, durch Vergessen strafen. Und auch von der von den 
Friedensfreunden herbeigesehnten Nah-Ost-Konferenz ist nichts anderes zu 
erwarten, als daß sie der neue Situation der Balance of Power im Nahen Osten 
gerecht wird und diesem erstarkten Scheich ein größeres, jenem geschwächten 
Diktator das kleinere Stück und den Westmächten das größte Stück zureicht. 

Das traurige ist, daß die Völker dieses Spiel mitspielen und auf def 
Hauptgewinn in der Weltwirtschaftslotterie hoffen. Die Polen betrachten zur 
Zeit mit einer gewissen Schadenfreude den Konflikt zwischen Vilnius und 
Moskau und warten geduldig auf den Moment, in dem sie zweckmäßigerweise 
das vertreten können, was sie schon lange meinen, daß Vilnius eine polnische 
Stadt sei. In Israel gibt es einige wenige “Narren”, die eine Verständigung mit 
den Palästinensern anstreben und dafür ständig im Knast sitzen. Bei den Palä- 
stinensern gibt es begreiflicherweise einen Haß auf jeden Israeli. Türkische 
Oppositionelle treten nur in einer kleineren Zahl von Fällen für die kurdische 
Unabhängigkeit ein. Im Gegenteil, selbst die unterschiedlichen Oppositions- 
gruppen eines unterdrückten Volkes sind oft untereinander so verfeindet, dab 
sie sich nur noch nicht an die Gurgel springen, weil sie. ums Überleben ringen 
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müssen. Das hätte auch seine Ordnung und dabei könnte man es schließlich 
auch bewenden lassen, wenn es nicht Leute gäbe, die sich eine andere Welt vor- 
stellen, als die von General Motors, Shell oder Siemens. Wie wäre es denn, 
wenn der Kampfruf vom “Selbstbestimmungsrecht der Völker” keine hohle 
Phrase von Imperialisten, sondern eine Forderung für die Zukunft würde? 

Dann müßten die Völker aber erst Selbstbestimmung lernen. Das 
hieße zunächst, daß sie sich nicht von irgendwelchen Interessenten für Geld 
oder Gebietsversprechungen gegeneinander hetzen lassen, daß auch die ethni- 
schen Gruppen und politischen Parteien innerhalb der Völker bereit sind, die 

Ye und die Existenzberechtigung der anderen anzuerkennen. 

Ein ernstzunehmender Kampf für eine wirkliche Friedensordnung 
kann jedenfalls nicht mit Gruppen oder Parteien zusammen geführt werden, die 
sich vorgenommen haben, die Macht zu ergreifen und am Tage danach ihre 
Gegner zu unterdrücken oder geradezu zu ermorden. Gerade dies aber scheint 
die Zielstellung mancher Gruppen zu sein, die beispielsweise das Bild Stalins 
mit sich führen. Ebenso kann ich auch nicht für die Befreiung des palästinensi- 
schen Volkes sein, mich aber aus den baltischen Fragen heraushalten. 

Dies soll keine Gardinenpredigt sein, sondern eine ernsthafte Anfrage. 
Wieweit ist es tatsächlich möglich, eine Alternative zu angestrebten Nahost- 
Konferenz auf die Beine zu bekommen? Wird es möglich sein, daß sich Vertre- 
ter der Völker zusammensetzen und im besten Willen für eine gemeinsame und 
partnerschaftliche Lösung miteinander verhandeln? Wird es möglich sein, ein 
Vertragssystem zu entwerfen, das die Wohlfahrt und die Freiheit für die einzel- 
nen und alle sichert? Das ist eine der Grundfragen, von der die Überlebens- 
fähigkeit der Menschheit abhängt. r.l. 


en Weiterbezahlen für ihren Krieg? 


25% des jährlichen Bundeshaushaltes werden für “Verteidigung” plus indi- 
rekte Rüstungskosten ausgegeben. Das sind durchschnittlich 3,20 DM pro Tag 
für jedeN BundesbürgerIn. Der Verteidigungsetat der Bundesrepublik ist trotz 
Ost-West-Entspannung der höchste aller Zeiten. Eine zusätzliche Kriegssteuer 
soll durchgepeitscht werden. 

Erst im November 90 wurde im Bundestag eine Gesetzesvorlage von 
Bündnis 90/Die Grünen eingebracht. 

Deren Idee beruhte darauf, dem Einzelnen ein Selkstbestimmungstecht 
darüber einzuräumen, wohin er/sie seine/ihre Steuern gibt. Zur Wahl ständen 
die neuzuschaffenden “Bundesmilitärfonds” bzw. “Bundesfonds zur Konversi- 
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on von Rüstungsproduktion”. Aber warum sollen die Bürger die Konversion 
der nicht von ihnen verschuldeten Rüstungsproduktion finanzieren? Natürlich 
wurde selbst dieser zweifelhafte Vorschlag abgelehnt. Notwendig ist also 
gemeinsamer ziviler Ungehorsam. 

Erinnert sei an die Erkämpfung des Demonstrationsrechts in der DDR: die 
Leute gingen einfach auf die Straße! Wie erreichen wir also das Kriegssteuer- 
verweigerungsrecht? 

Gewinner dieser Preisfrage werden sicherlich erstmal mit Pfändungen 
belohnt - aber: “Wer sich nicht in Gefahr begibt, kommt darin um!” 
Das Mindeste was jedeR BürgerIn (zumindest von denen, die auf den 


letzten Demonstrationen auf Aufforderungen zum Kriegssteuerboykott mit star- 4 


kem Beifall reagierten) tun Kann, ist - dem zuständigen Finanzamt mitzuteilen, 
daß er/sie die Kriegssteuer nur unter Protest zahlt und Alternativen für eine 
friedliche Verwendung der Mittel einfordert. Aber außer einem Füllen der 
Papierkörbe wird dabei nicht viel passieren. 

Steuerverweigerung bei möglichst allen öffentlichen Abgaben könnte 
- die staatliche Bürokratie dagegen schon erheblicher beschäftigen. Und, wenn 
sich genügend Menschen beteiligen, auch für den nötigen Druck aufs Parla- 
ment sorgen. Andererseits würde eine Prozeßlawine die staatlichen Abgaben- 
forderungen immer weniger durchsetzbar machen. Letzteres setzt aber eine 
rigorose Veränderung des durchschnittlichen Lebensstils voraus. 
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Was wäre möglich für breitere Bevölkerungskreise? 

Das Verweigern eines Teils bis 100% jedweder öffentlicher Abgaben. Also 
Gas, Elektrizität, Telefongebühren, Kfz- und Hundesteuer. Mit kleinen symboli- 
schen Beträgen bis 20,- DM/Monat könnte begonnen werden. Um das Anliegen 
deutlich zu machen, kann in der öffentlichen Erklärung gegenüber der zah- 
lungsfordernden Stelle auf das Grundgesetz, Art. 4/1, Gewissensfreiheit, hinge- 
wiesen werden. Das einbehaltene Geld kann auf Eis gelegt werden, bis das 
Finanzamt eine ausschließlich friedliche Verwendung der Mittel zusagt. Ein 

@ Treuhandkonto bei der Ökobank existiert bereits. Bei Pfändung wird das Geld 
zinslos- zurückgezahlt. Kontakt: Reinhard Egel, Wichernstr. 9, W-5650 Solin- 
gen. 

Über die Lohnsteuer hat derjenige, der sie zahlen muß, leider kein Verfü- 
gungsrecht. 43% davon gehen an den Bund. Haftbar für die Zahlung ist der 
Arbeitgeber, er kann bei Nichtzahlung mit Geldbuße bedroht werden.. Also 
können hier nur Selbständige und selbstverwaltete Betriebe wirksam ansetzen. 
Alle anderen sollten hier mit ihrem Arbeitgeber gemeinsam handeln. Sie könn- 
ten ihn auch öffentlich anstiften, ebendiese Ordnungswidrigkeit zu begehen. 

Von den 14% Mehrwertsteuer, mit denen jedes Produkt belastet ist, 
das wir nicht direkt vom Erzeuger kaufen, fließt ebenfalls Geld in die Rüstung. 
Food-Coops, also Nahrungsmittelbeschaffungsgemeinschaften - Wolfgang 
möchte immer gern ein deutsches Wort - die direkt bei biologisch wirtschaften- 
den Kleinbauern und -gärtnern kaufen, wären hilfreich, um diese weiteren 
Zwangsabgaben etwas zu beschränken. Andere holen sich die Mehrwertsteuer 
auf ihre Weise zurück. 

Genußmittel sind noch in besonderer Weise besteuert. So landen pro 
Schachtel Zigaretten 0,65 DM im Rüstungssäckel. 500 g Kaffee bzw. Tee oder 

id) 1 Liter Benzin erbringen etwa ebensoviel. 

Klar erfordert das alles auch Investition von Zeit und ein paar zusätzliche 
Kosten. Z.B. Porto für Briefe ans Finanzamt, an Parlamentarier, an die Presse... 
Säumniszuschläge von 1% für die Steuerzahlungsverzögerung werden erst bei 
einem Betrag von über 100,- DM erhoben. Davon wird der Staat nicht fetter. Im 
Gegenteil, sein Verwaltungsaufwand ist ein größerer. 

Bereits seit Anfang der achtziger Jahre existiert ein Arbeitskreis 
Kriegssteuerboykott. Jetziger Kontakt: Friedenssteuer-Initiative, PF 200807 
W-5300 Bonn 2. 

In Berlin ist ebenfalls ein Arbeitskreis im Aufbau. 

Kontakt: Umweltbibliothek, Schliemannstr 22, 
O-1058 Berlin. gh 


’ 
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“Streitkultur” in einem deutschen Gericht 


Bericht vom Prozeß gegen einen Mainzer-Straßen-Bewohner 


Am 13. Februar fand im Amtsgericht Westberlin-Moabit der Prozeß gegen 
Andreas B. statt. Seit seiner Festnahme am 14. November war er in Vorbeuge- 
haft gehalten worden. Der zuständige Staatsanwalt begründete dies mit Flucht- 
gefahr, obwohl Andreas, der bis dato in einem der besetzten Häuser in der 
Mainzer gewohnt hatte, bereit war, wieder bei seinen Eltern zu wohnen. a 

Zur Verhandlung morgens um 9.00 Uhr waren etwa 50 Leute erschie- 
nen, die der Verhandlung beiwohnen wollten. Natürlich war extra ein viel zu 
kleiner Gerichtssaal gewählt worden, in den nur 15 ZuhörerInnen paßten. Die 
Gekommenen verabredeten, sich beim Zuhören abzuwechseln. Die Richterin 
stimmte dem zu. Als aber dann Leute rausgingen, um Platz für andere zu 
machen, drängelten sich immer mehr Zivilpolizisten und Polizeibeamte in den 
Saal. Wir kennen die Methode aus alten DDR-Zeiten. 

Trotzdem erschien nach einer halben Stunde ein imposantes Polizei- 
aufgebot (ca. 80 Beamte), von beiden Seiten, um die auf dem engen Flur 
gelangweilt Wartenden und Rauchenden aufzuschrecken. “Soviele Zeugen?”, 
dachte einer. Aber dafür waren sie nicht gekommen. 

Ein Zivilpolizist erklärte, alle müßten jetzt das Gerichtsgebäude ver- 
lassen. Und das, obwohl es keinerlei Grund gegeben hatte, - die Anwesenden 
waren bereits am Eingang einer peinlichen Durchsuchung unterzogen worden. 
Als dıe Polizisten kurz darauf die ersten wegzuzerren begannen, riefen die 
Bedrohten im Sprechchor: “Eins,zwei, drei - laßt die Leute frei.” Fast alle, 
denen es gelungen war, in.den Gerichtssaal zu kommen, verließen diesen unter 
Protest. Passiv Widerstand leistend, wurden alle ziemlich rabiat zum Ausgang 
befördert. Vor dem Portal (verziert mit einem Justitiakopf mit Augenbinde, von 
dem Ketten ausgehen, die in Handschellen münden!) gabs dann noch Begleit- 
schutz durch mehrere Polizeiwannen. Noch eine Weile versuchten einige Poli- 
zeibeamte durch provokatives Rempeln eine Auseinandersetzungen zu provo- 
zieren. Auch wurde fleißig gefilmt für das Archiv. 

Das Gerichtsgebäude wurde fast vollständig für jegliche Öffentlichkeit 
gesperrt. 

Der Prozeß selbst wurde nicht als politischer Prozeß geführt. Miehyüchen; 
Wohnungsnot und der unverhältnismäßige Überfall der Polizeiarmada auf die 
Bewohner der Mainzer Straße waren nicht Gegenstand. 

Die Anklage reichte von “schwerem Landfriedensbruch” bis “Körper- 
verletzung”. Die 7 Zeugen waren ausnahmslos Polizeibeamte! Alle von einer 
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Einheit (EB 51). Dementsprechend konnten sie, gut abgesprochen, das Gericht 
überzeugen, daß der Angeklagte eine Brandflasche (Molotow-Cocktail, kurz 
auch Molli genannt) geworfen habe. Er wäre gut identifizierbar gewesen, weil 
er zur Zeit seiner Festnahme als Einziger eine Gasmaske mit Rüssel getragen 
hätte. Zeugenaussagen, die dies widerlegt hätten, gab es nicht. Seine Bundes- 
wehrhose diente als weiterer Beweis. Einer der Polizisten im Zeugenstand faßte 
sie übertrieben mit spitzen Fingern und Ekel ausdrückendem Gesicht an, nach- 
dem ihm seine Kollegen, die auf den Zuschauerplätzen saßen zugerufen hatten: 
“Aber zieh dir Handschuhe an!” Für solche Bemerkungen von Polizisten herr- 
schte volle Freiheit, während Äußerungen anderer Anwesender von der Richte- 
rin schonungslos geahndet wurden. 

Die Rechtsanwältin wollte feststellen lassen, ob es sich an der Stelle, 
an der sich der Beschuldigte aufgehalten hatte, nämlich in der Scharnweber- 
strasse, wirklich um Gewalt von einer Menschenmenge gehandelt habe ( 125a). 
Staatsanwalt und Richterin antworteten: “Die Bilder haben wir doch auf dem 
Polizei-Video und im Fernsehen gesehen.” 

Die Zeugenaussagen der Polizisten deckten sich bis auf einige Unge- 
reimtheiten in diesem Punkt. Zur Frage nach dem Einsatzbefehl für ihre Einheit 
verweigerten sie schlicht die Aussage. Erst der Zugführer begründete seinen 
Befehl, auch die Scharnweberstrasse bis zur Colbestrasse räumen zu lassen, der 
über seinen Auftrag hinausging, mit Lebens- und Gesundheitsgefahr für die 
Polizeibeamten. Die Polizei wäre umzingelt gewesen und von Steinen und Mol- 
lis bedroht. Einem getroffenen Beamten hätte die Jacke gebrannt, wovon er 
eine Nackenrötung davontrug. Dieser trat aber als Zeuge nicht selbst auf. 

Auf die Frage, ob Tränengas eingesetzt wurde, gab es anfänglich keine 
Aussagen. Der Zugführer gab dann zu, daß bereits “im Vorfeld” Reizgas zum 
Einsatz gekommen war. Die EB 51 hätte aber keine Tränengaswurfkörper 
benutzt. Aber vereinzelt sei doch von Reizgas Gebrauch gemacht worden. 

Der Beschuldigte wurde als “Vorstopper” bezeichnet. Die Verteidiger 
der Mainzer Straße hätten taktisch agiert, “wie ich es von meinem Training her 
kenne”, sagte einer der Polizisten. Augenscheinlich können sie nur in diesen 
Kategorien denken. 

Als es um die Festnahme des Angeklagten ging, verweigerten die Polizei- 
beamten konsequent die Aussage, nachdem sie von der Richterin nochmals aus- 
drücklich darauf hingewiesen wurden, daß ja ein Ermittlungsverfahren wegen 
Körperverletzung im Amt gegen die Polizei läuft. 

Einer äußerte noch in leicht belustigtem Ton: “Ich will ja nicht meine 
Kollegen belasten.” Zwei Polizisten äußerten, der Beschuldigte hätte Wider- 
stand geleistet, mit den Beinen getreten. Nur ein jüngerer Polizeibeamter ver- 
suchte zu beschreiben, wie er Andreas vorfand, als er ihn zur Wanne transpor- 
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tieren sollte: Blutend im Gesicht, in einem Graben liegend, zusammenge- 
krümmt. Aber da hatten die anderen zuhörenden Polizeibeamten plötzlich star- 
ke Räusperanfälle. Die Richterin wies noch schnell auf das Aussageverweige- 
rungsrecht hin und der junge Uniformierte beendete seine Ausführungen. 

Die Rechtsanwältin ging in ihrem Plädoyer auf Freispruch davon aus, daß 
sie annimmt, daß eine Anklage gegen Andreas konstruiert werden sollte (mit 
der Möglichkeit, wie geschehen, ihn durch U-Haft erst einmal kaltzustellen - 
gh), weil er von Polizeikräften bei und nach der Festnahme brutal behandelt 
worden war (kommt irgendwie bekannt vor). Sie selbst habe ihn am Tage nach 
seiner Festnahme mit 
Verletzungen im 
Gesicht und an den 
Armen vorgefunden. 
Er hatte Blut im Urin. 
Im ersten Brief an 
seine Eltern aus der 
Haft schrieb er, daß er 
rabiat festgenommen 
wurde, auf dem 
Transport schikaniert 
und in der Gefange- 
nensammelstelle auf 
dem Friedrichshainer 
Revier in die Nieren 
geschlagen wurde. 
Alles natürlich wie 
immer ohne Zeugen. 
(wir kennen dieses 
Revier noch aus der 


Stasi-Zeit, die 

“Umweltblätter” 

berichteten). Die Benliter |Ihke 
Der Staats- 


anwalt aber hatte für 18 Monate auf Bewährung plädiert. Eine Jugendstrafe für 
den 21jährigen würde der Schwere der Schuld nicht gerecht. Ihm gehe es um 
die “Streitkultur”, Konflikte könnten so nicht mit Gewalt gelöst werden. 

Ja sicherlich, als Staatsanwalt scheint ihm staatliche Gewalt durchaus 
legitim zu sein. Aber “Streitkultur” nur von einer Seite zu fordern ist Messen 
mit zweierlei Maß. 


Die Richterin griff den Terminus auf, meinte aber noch, daß die Hausbeset- 
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Anzeige 


Comics .Rockbücher 
BAD QUALITY VERTRIEB a a Segel 
Phantasy.Kleinverlageo 


— BUCHVERSAND — Anarchismus 
/o Opossum Verlag VessSTsnanwigeratend 
c/o ie .\ 
Marienburger Str. 26 „armen Pocse M EN jr 
den Gesamtkatalog gibt's auf Wunsch 
O-1055 Berlin 


CHE 1919.1933/ Bd.2: 1949-1953) 


RUDOLF ROCKER : AUFSATZSAMMLUNG 
V1g. Freie Gesellschaft/ Bd.1/ 204 S./ 11.80 DM/ Bd.2/ 120 S./ 7.80 DM 


une 
Karin Kramer Vl1g./ 100 S./ 9.80 DM 


(Je MEINHOF : DIE WÜRDE DES MENSCHEN IST ANTASTBAR 
Texte von 1959 - 1969; Beisplele eines politischen Journalismus. 
Edition Tiamat/ 196 S./ 14.50 DM 


MMA GOLDMAN : DAS TRAGISCHE AN DER EMANZIPATION DER _FRAU 

Karin Kramer Vlg./ 139 S./ 16.80 DM 

GERONIMO : FEUER UND FLAMME 

Es werden Knackpunkte linksradikaler Politik seit 1969 dargestellt, 


analysiert und Ansätze für eine zukünftige Praxis dargestellt. 
Edition ID-Archiv im IISG Amsterdam/ 256 S./ 22.00 DM 


HANNES _BAHRMANN/ PETER - MICHAEL FRITSCH _: SUMPF 

Der Filz. aus Wirtschaft/ Politik/ Finanzen der SED wird in diesem 
spannenden Report in seinen Ausmaßen gezeigt. 

LinksDruck Vlg./ 170 S./ zahlr. Abb./ 19.80 DM 


REEMTSMA/ HERRMANN/ LENGER/ ROTH : HAFENSTRASSE 


in Sachbuch zur Problematik 'Hafenstrasse',. 
Galgenberg Vlg./ 250 S./ zahlr. Fotos/ 16.00 DM 


RAY BRADBURY : FAHRENHEIT - 
19 erschien eser assiker, mit dem der Autor Weltruhm erlangte. 


Die Hauptfigur Gay Montag beginnt über die Realität seines Lebens 
nachzudenken,die er bisher schützte, und wird zum Rebellen. 
Diogenes TB/ 175 S. / 8.80 DM 


PETER - PAUL ZAHL : DIE ERPRESSER -eine böse Komödie- 

Groß - Deutschland in den goldenen Neunziger Jahren. Das Reich ist 
Wiedervereinigt,stark,reich,ökologisch orientiert und sozial.Da ent- 
führen Unennbare den Präsidenten der Vereinigten Arbeitgeberverbände. 
Wie reagiert die KED (Kapitalistische Einheitspartei Deutschlands)??? 
Karin Kramer Vlg./ 104 S./ 14.80 DM 


P,M, : BOLO'BOL 

m Bolo'bolo ist ein Fahrplan in eine andere Welt dieser Erde. Es bein- 
haltet eine Sammlung von Möglichkeiten zur Organisation des Lebens 
ohne Herrschaft und Staat. Und ist machbar-! 
Vig. Paranoia City/ 201 S./ 12.00 DM 


BOCKRIS/ MALANGA: UP TIGHT - die Velvet Underground Story 

Sonnentanz Verlag/ 144 S./ zahlr. Fotos/ Ak Format/ 24.80 DM 

CHARLES CHAAS MURRAY : PURPLE - 

Der Autor macht Schluß mit Mythen und Halbwahrheiten und führt Hendrix 
zurück in seine Tradition als großer, schwarzer, improvis#render Musikr. 
Hannibal Vlg./ 228 S./ 8 S. Fotos/ Discographie/ 38.00 DM 


PAUL LAFARGUE : DAS RECHT AUF FAULHEIT u,a, ausgewählte Texte 
Monte Verita / 192 S,/ TB / 9.80 DM 

MAO/ HANSDURST ; DER COMIC AUS KREUZBERG 

AntiQuariat RePrint Vlg./ 100 S./ 13. 


Bestellungen : per Postkarte/ Brief an obige Anschrift 
Zahlungsweise: im Vorraus per Scheck/ Postanweisung (Gesamtpreis + 
3,50 DM Versandkostenanteil) 
per Nachnahme (Gesamtpreis + 3.50 DM ‘ sten.) 
NN - Gebühr übernimmt EmpfängerIn 
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zung an sich nicht verurteilenswürdig sei und verkündete die Verurteilung 
wegen 125a, Landfriedensbruch zu 1 Jahr Haft, ausgesetzt auf Bewährung (2 
Jahre Laufzeit). 1 Jahr lang wird ihm ein Bewährungshelfer zugeteilt. Wenn A. 
außerhalb Berlins wohnen will, muß er sich abmelden... Der Haftbefehl wurde 
aufgehoben. 

Übrigens, wer mal in den Genuß kommt, das Amtsgericht zu besuchen, 
sollte unbedingt mal den “Erfrischungsraum” aufsuchen. Ein erfrischendes 
Erlebnis, wie in “ner Ost-Mitropa. Und die Lemurengesichter der meisten 
Gerichts- und Knastbullen haben verdammte Ähnlichkeit mit Stasi-Visagen. 
gh 


LESERINNENBRIEFE ; 


en 


Vor wenigen Tagen hörte ich von Bekannten gerüchteweise, daß Euch das finanzielle AUS 
droht. Ich durchforschte mein Gedächtnis und mich packte gleich ein fürchterlich schlechtes 
Gewissen. Ich habe Euch seit einigen Monaten abonniert, aber noch 0,00 Dähmark dafür bezahlt. 
Hiermit hole ich dies nach (Geld anbei). Solltet Ihr bleiben, bezahle ich ein Jahresabo natürlich im 
voraus. 

Ich nehme an, daß Eure Probleme daraus resultieren, daß Ihr zu wenig Absatz habt. Ich kann 
Euch da einige Adressen von Widerstandsnestern geben, die Euch mit ziemlicher Sicherheit auch 
mit vertreiben würden. 


G.B. 


Redaktion: Wir sind natürlich fest entschlossen zu bleiben. Dabei würde es uns aber wirklich 
helfen, wenn LeserInnen, die unserem etwas beknackten Computer unterstützen und uns mitteilen, 
wenn/falls sie noch keine Rechnung erhalten haben. 


...Ich möchte mich letztendlich zur Sache äußern. Anfangs bildete Euer “Geistesprodukt” eine 
amüsante, messerscharfe, total linke Sache. Das Heft war reines Seelenbalsam inmitten alldem kon- 
servativen Quatsch. Und man hat eine Menge Dinge aus dem Untergrund und Hintergrund erfahren. 

Im Laufe der Zeit seit Ihr ganz schön abgesackt. Es ist einfach nicht interessant seitenweises Bla- 
Bla im Hafenstraßenmilieu zu lesen. Ihr seid einseitig, zu einseitig! Und denkt dran, auch außerhalb € ) 
Berlins gibt es linkes Leben!!! 

So, dennoch hab ich mit Euch eine “gute Zeit”” gehabt. Paßt auf das Ihr nicht ins Abseits 

gelangt. Es wäre schade! K.R. 


„Ehrlich gesagt, nach der Lektüre des zu Litauen gemachten Teiles vom letzten “telegraph”, 
habe ich nur gedacht - wach ich oder träume ich? Warum? 

Für die baltischen Republiken speziell Litauen, habe ich mich schon seit etwa 10 Jahren inter- 
essiert. Das kam über mein Interesse an der polnischen “Solidamosc”, Polnische Geschichte war oft 
auch litauische Geschichte. 

Gefragt und gewundert habe ich mich dann aber auch immer, warum es eigentlich keine Soli- 
daritätskomitees für Litauen, Lettland und Estland gibt. 

Bis Juli/Aug. 1990 habe ich dann noch in Cardiff, der Hauptstadt von Wales (kein Teil von 
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England) gewohnt. - Zwar habe ich nach den sowjetischen Unterdrückungsmaßnahmen nach dem 
il. März 1990 einige Protestbriefe geschrieben, z. B. an Gorbatschow, Radio Moskau, Sowjeti- 
schen Friedenskomitee usw. usw. Meine Hoffnung aber, dort ein Soli-Komitee zu finden, schlug 
fehl. Die exillitauischen Gruppen waren nicht sehr hilfreich (die Exil-Litauer in W 6840 Lamperts- 
heim. h.g. 


Redaktionsinterna 


Starke Meinungsverschiedenheiten gab es diesmal um den Artikel von Pierre Schlinger aus 

dem “Guardian” über die Rolle der PLO im Golf-Konflikt. Ein Freund der Redaktion bezweifelte 

®.. Wert dieses Berichts. Zum einen betreibe die gesamte britische Presse unisono zur Zeit Kriegs- 

hetze (in diesen Zusammenhang ordnet es sich auch ein, daß vom jetzigen Besitzer der Druckerei 

des “Neuen Deutschland”, Robert Maxwell, eigens verboten wurde, daß die Berliner Antikriegszei- 

tung “Gegen den Krieg” gedruckt wird). Unser Freund fand die scheinbar authentische Wiedergabe 

von Vier-Augen-Gesprächen in allen möglichen Herrscherhäusern verdächtig und meinte, die Ziel- 

richtung des Artikels sei, einen Zwiespalt zwischen der PLO und Saddam Hussein zu konstruieren. 
Einen solchen gebe es zur Zeit in der Kriegsfrage nicht. 

Wir gaben demgegenüber zu bedenken, daß uns der “Guardian” über Jahre als ein 
glaubwürdiges und im guten Sinne linksliberales Blatt aufgefallen ist, der durchaus die Potenzen 
hat, sich einem allgemeinen Klima der Hetze zu entziehen. Außerdem sei es durchaus richtig, die 
Interessendifferenzen zwischen dem irakischen Diktator und den Befreiungsbewegungen darzustel- 
len. Im übrigen, meinten wir, steht der Artikel im Kontext anderer Informationen und wir möchten 
unseren Lesem eine kritische Kenntnisnahme jedes Artikels zutrauen. 


Termine 


13. 1.428: 2:91: Fotoausstellung - Kurdistan Vertreibung und Befreiungskampf; Galerie 
Olga Benario, Boddinsstr. 61,U-Bhf. Rathaus Neuköln, 1000 Berlin 44 
19.2. 91 Eröffnung der Fotoaustellung zur Mainzer Straße mit Videos etc., Club International, 
Berlin, Karl-Marx-Alle, (Eingang rechte Seite am gleichnamigen Kino) 20 Uhr 
20.2. 1991: Eröffnung zweier Ausstellungen der “Antistalinistischen Aktion Berlin - Norman- 
enstraße” i.G. zum Thema: Eine kulturpolitische Chronik im Spiegel der Presse und Literatur zu 
den Ereignissen im Oktober 1989; Berlin, Ruschestr. 59, Haus 1, 2.Geschoß; ab 11.00 Uhr‘ 


22.2. - 3.3. 91: “Die leise fallenden Steine”, Theaterproduktion NOW im Kunsthaus TACHE- 
LES in Berlin, Oranienburger Str.52-56, Camera-Saal 22.30 Uhr, BUTHO PERFORMANCE, Tanz: 
Takuya Ishidi (Japan), Percussion: Sazaki (Japan) 


2. 2. 21: Klassik, gegen den Krieg - Benefizkonzert der Kampagne gegen Wehrpflicht, 
Zwangsdienste und Militär, Passionskirche am Marheinickeplatz, Berlin 


26. 2. 91: 20.00 Uhr, Variete im Quartier, 1 Berlin 62, Potsdamerstr. 96, 19.30 Uhr; Benefiz- 
veranstaltung für die Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste und Militär, mit Detlef Winter- 
berg - Circus Gosch, Markus Jeroch- Circus Gosch, Extra Dry- Jonglage, Jill und Micha Diabolo, 
Farce die Frappe, Meret Becker, Eintritt 15,-DM (Das Geld kommt der Kampagne zu Gute) 
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28. 2. 91: Bustour zur öffentlichen Vereidigung in Hamburg, c/o Gerald Karpa, Neues Forum, 
Friedrichstr. 165, Raum 306, 1080 Berlin 


28. 2. 91: Information-Aktion-Diskussion zur Totalverweigerung, Haus der Demokratie, Ber- 
lin, Friedrichstr. 165 


8.3.-10.3. 91: Theaterproduktion NOW ım TACHELES (Adresse s. oben) 
9.3. 91: Bundesweite Demonstration gegen die Atomindustrie in Morsleben 


15. 3. 91: Eröffnung des Off-Kinos und Theater im TACHELES: “La Stravaganza” - ZanPollo 
Theater 


CAFE ZAPATA - jeden Tag außer Montags geöffnet mit gemischtem Programm (Adresse 
siehe TACHELES) 


Jeden Freitag 20.00 Uhr - “Reservisten verweigern” Selbstorga-nisation des Widerstand 9) 
1000 Berlin 31, Badensche Str. 29 


10.-12. Mai 1991: 9. Bundeselterntreffen zum Thema “Aussonderung macht kaputt” (Integra- 
tion von behinderten Kindem) 


On: Freizeit und Erholungszentrum Wuhlheide (ehem. Pionierpalast) he 

Interessenten melden sich bitte an: Landesarbeitsgemeinschaft Gemeinsam Leben - Gemein 
sam lernen, Eltern gegen Aussonderung 

c/o Eltern für Integration e.V., Albrercht- Achilles- Straße 65, 

W- 1000 Berlin 31, Tel.(West) 8919396, Tel.(Ost) 2323093 


Hinweise zu den Abokarten 


Also, jetzt wird es komliziert, weil wir im Zuge der widerwilligen Anpassung an diese Marktwirt- 
schaft einige von deren Techniken uebernehmen muessen. k \ 
Nur wenn ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht wird „bitte die Angaben zu 


Bankleitzahl, Kontonummer etc. machen und vor dem Abschicken noch mal Überprüfen und mit 
der zweiten Unterschrift bestätigen. 
Fristen 


Das Abo (Außer Geschenk- und Probeabo ) verlängert sich automatisch, wenn nicht spätestens 
Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte.Den Aboauftrag könnte ihr bis zu zehn 
Tage nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. | 
Probeabo: Wer den telegraph noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren(nur 
gegen Vorkasse Bar oder Scheck !) 


Geschenkabo: Wenn euch jemand lieb ist, schenkt ihr/m doch einfach ein telegraph-Abo! | 
Förderabo: N \ Ba: N h \ 
Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sie eine Zeitschrift wie den te egraph 4 
unterstützen wollen, könen das mit einem Förderabo für 70.-DM im Jahr tun Dieses verlängert sic 


wie das Normalabo um jeweils ein Jahr, wenn es nicht spätestens 6 Wochen vor Ablauf gekündigt 
wird. 


Abonnentenwerbung: 


Da auch wir möchten, dass möglichst viele Menschen in den Genuß des telegraph kommen und wir 
uns über jede/n neue/n AbonnentIn besonders freuen [schon um nicht Pete zu gehen}, KOERIEN 
wir jeder/m, der eine/n neue/n Leserln für den telegraph wirbt, einen Buch aus dem Programm des 


BasisDruck-Verlages anbieten, und zwar wahlweise den Oekokalender 1991 oder ein Buch mit 
Comics aus der DDR 


Wenn ein/e AbonnentIn geworben wurde, solltet Ihr uns, bis wir auch dafuer ein Formular entwor- 
fen haben, zunaechst ganz formlos anschreiben und das Buch mitteilen, dass Ihr wuenscht. 

Ein Ganzjahresabo kostet wie immer 34,-DM, ein Halbjahresabo die Hälfte. Alles 
inklusive Porto, abgesehen von denen, die das Pech haben, im Ausland zu wohnen. 
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telegraph - Abbonement 


Ich bestelle den telegraph im Abonnement 
ab: für 
O 1Jahr (34.- DM) DO 1/2 Jahr (17.50 DM) 


Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofem es nicht 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


U aufProbe (2 Hefte für 5.-DM) 
Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (Bar oder Scheck) ! 


An 


Redaktion telegraph 


Schliemannstr. 22 


Datum/Unterschrift 

WR: THLATREH 
Ort/PLZ: 

Zahlungsweise: I Rechnung U Scheck 
U per Abbuchung U Bar 


Berlin - O 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


1058 


Name der Bank/Ort 


Datum /Unterschrift 


telegraph - das Geschenk 


Ich verschenke den telegraph als Abo für 
1 Jahr (34.-DM) an: 
Name: 


Str/Nr: 


An 


Redaktion telegraph 


@..;- verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Schliemannstr. 22 


Datum/Unterschrift 
Name: 
Str./Nr.: 
Ort/PLZ: 
Zahlungsweise: I Rechnung I Scheck 
U per Abbuchung 


Berlin - O 


Bankleitzahl 
Name der Bank/Ort 


Konto-Nr. 


1058 


Datum /Unterschrift 


